
Ampelkoalition:  Transformation
fürs Kapital
Jürgen Roth, Neue Internationale 261, Dezember 2021/Januar 2022

Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/12/11/ampelkoalition-transformation-fuer
s-kapital/

Nun ist es amtlich: Seit dem Nikolaustag steht die Koalition aus SPD, Grünen
und FDP. Die Grünen hatten als letzte Partei gleichfarbiges Licht gegeben
und  der  neue  Kanzler,  Olaf  Scholz,  präsentierte  die  Minister_Innenriege
seiner Partei. Ob und welche Geschenke seine Riege auf den Gabenteller
legen wird, wollen wir im Folgenden untersuchen.

Rahmenbedingungen

Eines drängt sich bereits jetzt auf: Dass es auf Bundesebene – erst zum 2.
Mal,  nach  dem  Kabinett  Adenauer  I  -,  jetzt  einer  Dreierkoalition  zum
Regieren bedarf, ist an sich schon ein Zeichen für die schwindende Stabilität
der  bürgerlichen  parlamentarischen  Demokratie.  Dahinter  steckt  der
schwere  Seegang  einer  immer  rauer  werdenden  Konkurrenz  um
Weltmarktanteile.

Dieser wird erst recht Flutwellen zeitigen im Fall einer künftigen Rezession
in Kombination mit den Rechnungen, die Klima- und Coronakrise, die Krise
der EU und der Kampf um die Neuaufteilung der Welt ebenso unerbittlich für
die arbeitenden Klassen ausstellen werden. Wir können also damit rechnen,
dass das Regierungsschiff alles andere als eine klare See durchqueren muss
und  dabei  auch  vom  Kentern  bedroht  ist.  Ein  Überdauern  der
Legislaturperiode kann daher keineswegs als sicher vorausgesetzt werden.

Von einem klaren Kurs ist die Scholz-Crew kaum weniger weit entfernt als
die  geschäftsführende  Bundesregierung.  Zwar  wurde  die  Frist  für
Notmaßnahmen über den 15. Dezember hinaus verlängert, wird über eine
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Impfpflicht vermehrt nachgedacht, aber grundsätzlich wird an der Erwartung
eines baldigen Endes der Pandemie festgehalten. Die Strategie schlingert
zwischen  Impfkampagnen  und  bewusster  Durchseuchung  der  jungen
Bevölkerung  (siehe  dazu  den  Artikel  von  Christian  Gebhardt  in  dieser
Ausgabe) hin und her.

Die  oberste  Maxime  bildet  die  Abwendung  eines  Lockdowns  für  das
Großkapital,  gefolgt  von  einer  Vermeidung  der  Überlastung  von
Intensivstationen  und  Krankenhäusern.

Queerpolitischer Aufbruch?

In  der  Geschlechter-  und  Familienpolitik  kündigt  das  Koalitionspapier
umfassende Reformen an. Vorweg: Es handelt sich hierbei tatsächlich um das
fortschrittlichste Kapitel. Bis 2030 soll die Gleichstellung von Frauen und
Männern erreicht sein. Frauen sollen besser vor Gewalt geschützt werden
und der  Gender  Pay Gap,  die  geschlechtlich geprägte  Lohndifferenz soll
überwunden  werden.  Dazu  will  man  das  Entgelttransparenzgesetz
weiterentwickeln und den Klageweg vereinfachen. Warum das reichen soll,
um diesen Ausdruck systematischer Frauenunterdrückung zu überwinden,
steht  in  den  Sternen.  Die  geschlechtsspezifische  Arbeitsteilung  wird
jedenfalls  nicht  angekratzt.  Eher  ist  das  Gegenteil  zu  erwarten.

Der  neue  und  alte  Arbeitsminister,  Hubertus  Heil,  will  Familien,  die
„Alltagshelfer_Innen“ in Anspruch nehmen, 40 % Zuschuss gewähren. Dies
dürfte v. a. Gutverdiener_Innen zugutekommen, die noch zusätzlich durch die
Erhöhung der Minijobobergrenze (siehe unten) in die Lage versetzt werden,
die Hausarbeit auf schlecht bezahlte migrantische Frauen abzuwälzen.

Das  Werbeverbot  für  Abtreibungen  (§  219a)  soll  abgeschafft,
Schwangerschaftsabbruch in die ärztliche Ausbildung aufgenommen werden.
Die gesetzlichen Krankenkassen sollen zahlen. Ob das dazu beitragen wird,
dass  nicht  wie  bisher  nur  wenige  Ärzt_Innen Abtreibungen durchführen,
bleibt indes fraglich, wenn weiterhin § 218 solche Eingriffe verbietet.

D a s  r e a k t i o n ä r e  T r a n s s e x u e l l e n g e s e t z  w i r d  d u r c h  e i n
Selbstbestimmungsgesetz  ersetzt,  dem  zufolge  Selbstauskunft  für  eine



Änderung  des  Eintrags  im  Personenregister  genügt.  Die  Kosten
geschlechtsangleichender  Behandlungen  bezahlt  die  GKV.  Trans-  und
Interpersonen,  die  aufgrund  früheren  Rechts  von  Zwangsoperationen
betroffen  waren,  sollen  entschädigt,  Schutzlücken  im  OP-Verbot  bei
intergeschlechtlichen  Kindern  geschlossen  werden.

Diese  Verbesserungen  sind  zweifellos  zu  begrüßen.  Mit  Ausnahme  der
genannten  Mängel  stellen  auch  die  anderen  geschlechter-  und
familienpolitischen Reformen einen Fortschritt dar. Deren Finanzierung steht
aber auf einem anderen Blatt (vgl. Sparmaßnahmen bei Frauenhäusern) und
wird  ein  notwendiges  Kampffeld  für  die  Umsetzung  der  fortschrittlichen
Regeln  für  die  Arbeiter_Innenklasse  und  geschlechtlich  Unterdrückten
markieren.

Bürgerrechte

Dieser Abschnitt klingt besser, als er ist. Dahinter verbergen sich schließlich
auch Fragen der Überwachungsbefugnisse des Staates – also eigentlich die
Einschränkung von Bürgerrechten.

Die  Sicherheitsgesetze  sollen  bis  Ende  2023  überprüft  werden
(„Überwachungsgesamtrechnung“).  Eine  „Freiheitskommission“  wird
verantwortliche Stellen bei  Gesetzesvorhaben beraten.  Videoüberwachung
soll  nur  an  „Kriminalitätsschwerpunkten“  stattfinden  –  deren  Festlegung
unterliegt  jedoch  weiter  dem Staat.  Sowohl  Vorratsdatenspeicherung  als
auch Bundestrojaner werden weiter mit zusätzlichen geringfügigen Auflagen
( „ L o g i n - F a l l e “ )  z u m  E i n s a t z  k o m m e n  d ü r f e n .  D a s
Demokratieförderungsgesetz  soll  bis  2023  eine  Stärkung  der
„Zivilgesellschaft“ bewirken.  Doch das Zwangsbekenntnis zur „freiheitlich
demokratischen Grundordnung“ entpuppt sich bei näherer Betrachtung als
mögl icher  E inst ieg  zu  e iner  „Extremismusk lause l“  ( z .  B .
Antisemitismusvorwürfe  ggü.  BDS).  Mit  keinem  Wort  geht  das
Koalitionspapier auf die Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses
ein.

Die  letzten  30  Jahre  waren  durch  ungebremste  Verschärfung  der



Kriminalitätspolitik  geprägt.  Die  angekündigte  „Effizienzsteigerung“  in
Strafverfahren  lässt  die  Fortführung  dieser  Kontinuität  vermuten.  Die
Koalition will indes den Eigengebrauch von Cannabis vorsichtig legalisieren
und die Sicherheitsgesetze auf Vereinbarkeit mit den Bürgerrechten prüfen.
Insgesamt  dürfen  aber  solche  kleinen  Verbesserungen  nicht  darüber
hinwegtäuschen,  dass  der  Kurs  auf  eine  Ausweitung  der  staatlichen
Repressionsrechte fortgesetzt wird, wenn auch von einigem konservativen
Ballast entrümpelt.

Mindestlohn und Bürger_Innengeld

Er  soll  auf  12  Euro/Stunde  steigen.  Das  stellt  zwar  einen  nicht  zu
unterschätzenden Schritt nach vorn dar und eine materielle Verbesserung
für  Millionen.  Lt.  Hans-Böckler-Stiftung verdienen zur  Zeit  8,6  Millionen
Beschäftigte weniger als 12 Euro/Stunde. Aber es bleibt ungewiss, ob die
Anhebung schnell eingeführt wird. Sollte er lt. Sondierungspapier noch im 1.
Jahr erhöht werden, schweigt sich der Koalitionsvertrag über Fristen aus. Ab
dem  Zeitpunkt  seines  Inkrafttretens  wird  allerdings  auch  die
Minijobobergrenze  von  450  auf  520  Euro  steigen.

Die meisten Verstöße gegen den Mindestlohn gibt es aber gerade hier, sagen
Arbeitsmarktforscher_Innen.  So  erhalten  Minijobber_Innen  meist  keinen
bezahlten  Urlaub,  keine  Lohnfortzahlung  bei  Krankheit.  77  %  bekamen
zuletzt  weniger als 11,50 Euro Stundenlohn. Lt.  IAB-Studie vom Oktober
2 0 2 1  v e r d r ä n g e n  s i e  i n  K l e i n b e t r i e b e n  b i s  z u  5 0 0 . 0 0 0
sozialversicherungspflichtige Stellen. Für Arbeitslose bilden diese eher ein
Ghetto als eine Brücke zur Sozialversicherungspflicht.

Hartz IV heißt jetzt Bürgergeld. Forderten die Grünen noch im Wahlkampf
einen um 50 Euro höheren Regelsatz und ein Ende der Sanktionen, so bleibt
es bei 3 Euro ab 2022. Mitwirkungspflichtig und bürokratischer Schikane
ausgesetzt bleiben auch die Bürgergeldbezieher_Innen.

Außer  der  Tariftreue  für  öffentliche  Aufträge  hat  sich  die  Ampeltroika
d a r ü b e r  h i n a u s  w e n i g  v o r g e n o m m e n .  E i n e  e i n f a c h e r e
Allgemeinverbindlichkeitserklärung für Tarifverträge ist nicht geplant. Die



Talfahrt  bei  der  Tarifbindung  wird  sich  fortsetzen.  So  droht  selbst  die
Anhebung des Mindestlohns – des einzigen handfesten Versprechens für die
Lohnabhängigen  -,  durch  weitere  Deregulierung,  Umstrukturierung  und
Inflation aufgefressen zu werden. Das Bürger_Innengeld entpuppt sich schon
jetzt als Mogelpackung.

Wohnungsbau

Die  Bundesampel  will  das  vom  Bundesverwaltungsgericht  gekippte
kommunale Vorkaufsrecht nur prüfen. Auch eine Öffnungsklausel, die den
Bundesländern die Einführung eines Mietendeckels erlauben würde, ist nicht
vorgesehen.  Wir  erinnern uns:  Das Bundesverfassungsgericht  hatte  diese
Mietenregulierung  des  Landes  Berlin  jüngst  abgelehnt.  Die  weitgehend
wirkungs lose  Mietpre i sbremse  wird  n icht  nachgezogen .
Erhöhungsmöglichkeiten  für  bestehende  Mietverhältnisse  werden
geringfügig von 15 % auf 11 % für einen Zeitraum von 3 Jahren beschnitten.
Die  geplante  Einführung  einer  neuen  Wohnungsgemeinnützigkeit  bleibt
einziger Trost. SPD und Grüne hatten noch im Wahlkampf für „Mietenstopp“
geworben.  Ein  neoliberaler  Kurs  im  Wohnungsbausektor  wird  allenfalls
notdürftig  durch  das  Beschwören  –  vor  allem  privaten!  –  Neubaus
übertüncht .  Der  Ampelvertrag  enthält  fast  ausschl ießl ich
Verschlechterungen.

Gesundheit und Pflege

Lauterbachs  Posten  ist  der  ungeliebteste  in  der  Regierung.  Eine  paar
Verbesserungen  werden  versprochen.  So  soll  in  den  Krankenhäusern
kurzfristig eine verbindliche Personalbemessung, zunächst in Gestalt der von
ver.di,  Deutschem  Pflegerat  und  Krankenhausgesellschaft  erarbeiteten
Pflegepersonalregelung  2.0,  gelten.  Ferner  soll  die  Grenze  zwischen
ambulantem und stationärem Sektor durchlässiger werden. Der Bund wird
allerdings  die  Länder  bei  ihren  Investitionen  im  Rahmen  der  dualen
Finanzierung  nicht  unterstützen.

Aufzupassen gilt es vor allem bei 2 Punkten: Die Herausnahme der Pflege aus
den  Fallpauschalen  seit  Januar  2020  führte  nicht  zum  automatischen



Personalaufbau.  2021 gibt  es  sogar deutschlandweit  4.000 Intensivbetten
weniger als 2020. Die Pflegekräfte werden seitdem zusehends mit Aufgaben
belastet, die vorher sog. Hilfskräfte ausübten. So sehr ein integriertes und
durchlässiges Gesundheitssystem an sich erstrebenswert ist, so muss bei der
neuen Koalition  davon ausgegangen werden,  dass  es  sich  hier  nicht  um
Vorhaben zur Stärkung des öffentlichen auf Kosten des privaten Bereichs
handelt.

Vor  allem  aber:  Alles  steht  letztlich  unter  Finanzierungsvorbehalt.  Im
Gesundheitswesen fehlt es an 130.000 Beschäftigten. Zu den notwendigen
Mitteln, um den Pflegenotstand und die Überlastung der Krankenhäuser zu
beenden, finden sich allenfalls vage Zusagen. Die Fortsetzung der Misere ist
solcherart vorprogrammiert.

Migration

Auch hier finden sich einige an sich begrüßenswerte Absichtserklärungen.
Geduldete mit stets nur kurzfristig verlängerten Aufenthaltsgenehmigungen
(„Kettenduldungen“) sollen mehr Chancen auf ein dauerhaftes Bleiberecht
bekommen.  Geflüchtete  mit  Schutzstatus  dürfen  ihre  Angehörigen
nachholen.

So  weit  einige  Versprechungen.  Die  Einführung  eines  Punktesystems
(„Chancenkarte“) soll im Einwanderungsrecht eine 2. Säule etablieren. Wird
nett verpackt, soll aber letztlich vor allem dazu beitragen, die Anwerbung
jener migrantischen Arbeitskräfte zu erleichtern, die vom Kapital gebraucht
werden – und im Umkehrschluss die Abweisung jener, die nicht verwertet
werden können. Letztlich wird also nur die Segregation unter Migrant_Innen
im Interesse der Wirtschaft neu organisiert.

Zugleich plant die neue Bundesregierung eine „Rückführungsoffensive“, also
beschleunigte Abschiebungen abgelehnter Asylbewerber_Innen, neben einer
Reduzierung  „irregulärer  Migration“.  Die  Außenfestung  der  EU  wird  so
weiter gestärkt.

Finanz-, Steuer- und Verteidigungspolitik



Nicht zufällig bekleidet FDP-Chef Lindner den Posten des Finanzministers.
Die Schuldenbremse soll ab übernächstem Jahr wieder eingeführt werden.
Steuererhöhungen soll es nicht geben. Alles Gerede über Reichensteuer bei
Grünen  und  insbes.  SPD,  seien  es  Erhöhung  des  Spitzensteuersatzes,
Vermögensteuer  usw.,  erweist  sich  als  Makulatur.  Woher  die  nötigen
Investitionen in z. B. Energiewende und Digitalisierung kommen sollen, wird
die Masse der Bevölkerung recht bald im eigenen Portemonnaie merken.

Angesichts der Corona- und Umbaukosten befindet sich die Ampel in einer
Zwickmühle,  also  folgerichtig  auf  Gelb:  Das  Gesamtkapital  gilt  es  zu
erneuern bei gleichzeitigem Sparzwang. Während die Koalition das große
Kapital  und  dessen  Restrukturierung  im  Namen  von  Modernisierung,
Digitalisierung  und  ökologischer  Wende  fördern  wird,  werden  mit  der
Schuldenbremse im öffentlichen Sektor die Daumenschrauben angezogen.
Wie soll  der Ausbau von Bildung, Schulen und Unis so erreicht werden?
Durch private Investor_Innen. Die neoliberale Seite der Ampel lässt grüßen.

Im Koalitionsvertrag findet sich kein wörtliches Bekenntnis zum Ziel, 2 % des
BIP  für  Verteidigung  auszugeben.  Doch  der  Beschaffung  bewaffneter
Drohnen –  nur für  garantiert  demokratische Tötungen zugelassen –  wird
ebenso  zugestimmt,  wie  der  Aufrechterhaltung  eines  glaubwürdigen
Abschreckungspotentials – inkl.  nuklearer Teilhabe Deutschlands, versteht
sich  -,  weltweiten  Militäroperationen  und  Beteiligung  an  der
Konfrontationspolitik der USA das geschriebene Wort gegönnt wird. Unter
Außenmin i s ter in  Baerbock  werden  d ie  t ransa t lan t i sche
Waffengeschwisterschaft und Aggressionsdrohungen bekräftigt. Auch wenn
das Bundesverteidigungsministerium in die Hände der SPD fällt  –  Struck
lässt von der „Verteidigung am Hindukusch“ aus grüßen.

Diese  Kernressorts  der  Regierung  of fenbaren,  was  droht  –
Verschlechterungen  auf  ganzer  Linie.

Umweltpolitik

Apropos Wärme: Da war doch was mit der Erde? Wird der wackere Ritter
Robert  Habeck  mit  seinem  neuen  Superministerium  für  Wirtschaft  und



Umwelt eine Lanze für die Natur brechen? Antwort: eher einen Zahnstocher!
Beim  Kohleausstieg  ist  die  schwammige  Formel  des  Sondierungspapiers
übernommen  worden:  „idealerweise  bis  2030“  statt  2038.  Der  CO2-
Zertifikatepreis  –  eine  „sozial  ungerechte“,  indirekte,  nicht  progressive
Massensteuer  –  soll  nicht  unter  60  Euro/t  sinken.

Die Kohlekraftwerke laufen indes munter weiter.  Ihr Strom wird nämlich
zuerst abgerufen, da das in der Treibhausgasbilanz günstigere Erdgas teurer
ist. Bis 2030 sieht der Koalitionsvertrag einen Anteil erneuerbarer Energien
auf dem Strommarkt von 80 % vor. In 9 Jahren müsste die Erzeugung von
Ökostrom dann aber verdoppelt werden. Am ehrgeizigsten fallen die Ziele bei
der Windenergie auf See aus. Hier mischen ja auch die großen Konzerne am
meisten mit.

Vor  a l l em  im  Verkehr ,  der  in  der  BRD  zu  mehr  a l s  1 /5  zur
Treibhausgasemission  beiträgt,  sieht’s  noch  finsterer  aus.  Ein  Ende  der
Steuerfreiheit für Kerosin und der Subventionen für Diesel ist außer Sicht.
Neuer Autominister wird der FDPler Wissing.

Fazit

„Mehr  Fortschritt  wagen“,  „Bündnis  für  Freiheit,  Gerechtigkeit  und
Nachhaltigkeit“:  Diese  süffisanten  Formeln  aus  dem  Arsenal  der
Volksverdummungsindustrie  namens  Werbung  können  nicht  darüber
hinwegtäuschen, dass die Masse der Lohnabhängigen gerade angesichts der
eingangs geschilderten internationalen Rahmenbedingungen sich nachhaltig
warm anziehen muss.  Das Geschenkpaket,  das Ersatznikolaus Onkel  Olaf
seinen Untertanenkindern aus dem Schuh gezaubert  hat,  erweist  sich in
großen Teilen als vergifteter Köder.

Vor allem Fortschrittlichen steht stets Lindner, der das nötige Kleingeld für
die Blütenträume unserer bunten Dreifaltigkeit genehmigen muss. Der hat
die Hand an einem entscheidenden Machthebel. Das rechtfertigt das Urteil,
das letztlich die rechteste Partei in der VorturnerInnenriege, die FDP, sich
am besten bei den Koalitionsverhandlungen in Szene setzen konnte. Schritte
zur  Rentenfinanzierung,  mehr  private  Investitionen,  Lockerungen  der



Arbeitszeitregeln  untermauern  diese  Einschätzung.  Schließlich  sei  noch
angemerkt: Ostdeutschland mit seinen speziellen Problemen wird nur einmal
auf 178 Seiten erwähnt.

Beinahekanzlerin  Annalena  Baerbock  wird  als  Außenministerin  in  die
ausgetretenen Fußstapfen ihres grünen Vorgängers,  „Jugoslawienbomber“
Joschka  Fischer,  treten  und  in  transatlantischer  Nibelungentreue  einen
verschärft  konfrontativen  Kurs  gegen  China  und  Russland  (Ukraine,
Gaspipeline  Nord  Stream  2)  mitfahren.

In vielerlei Hinsicht könnten die kommenden Jahre entscheidende für eine
längere Periode werden. In der Klimakrise wird in vier Jahren schon sehr
absehbar sein, wie es um die 1,5 °C steht. Der Kampf um die Neuaufteilung
der Welt drängt früher oder später zu Entscheidungsschlachten. Der Umbau
und  die  Erneuerung  der  Industrie  finden  jetzt  statt  –  nicht  für  den
Klimaschutz, wohl aber für die Stellung des deutschen Kapitals in der Welt
entscheidend. Entlassungen, Kürzungen, Armut werden zunehmen.

Warum wir eine Aktionskonferenz brauchen

Der  Rechtsruck  hat  tiefe  Spuren  hinterlassen.  Das  Zerbröckeln  des
bürgerlichen Lagers zeigt sich nicht zuletzt in der 3-Parteien-Regierung. Je
nachdem, wie sie sich den Massen verkauft, kann sie das Hinsterben der
„bürgerlichen  Mitte“  und  den  Rechtsruck  verzögern  oder  verstärken.
Angesichts  neuer  Geflüchtetenbewegungen,  Pandemie  und  vielfachen
sozialen Abstiegs liegen rechtspopulistische bis faschistische Kräfte von AfD
bis Dritter Weg schon auf der Lauer.

Die Stärkung bürgerlicher und rechter Kräfte ist aber nur eine mögliche
Entwicklung. Eine fortschrittliche Alternative dazu wird jedoch nur zu einer
rea len  Mögl ichke i t  werden,  wenn  d ie  Reorganisat ion  der
Arbeiter_Innenklasse  angegangen  wird,  sie  sich  zur  zentralen,
eigenständigen  Kampfkraft  gegen  Krise,  Kapital  und  Klimakatastrophe
aufschwingt. Der Sieg des Berliner Volksentscheides Deutsche Wohnen & Co.
enteignen  oder  die  riesigen  Demonstrationen  der  Umweltbewegung  und
antirassistische Mobilisierungen in den letzten Jahren zeigen, dass auch neue



Potentiale des Widerstandes entstanden sind.

Diese  Mobilisierungen  gilt  es,  zu  stärken  und  zugleich  das  politische
Bewusstsein der AktivistInnen zu erhöhen. Es braucht daher dringend die
Debatte um Ziele und Mittel  unseres Kampfes und darum, wie wir diese
Auseinandersetzungen  wirklich  verbinden  können.  Es  braucht  einen
konkreten  Startpunkt  dafür,  diese  Diskussion  und  einen  gemeinsamen
Kampfplan zur Gegenwehr zu organisieren – eine Aktionskonferenz. Sie sollte
sich  darauf  konzentrieren,  konkrete  Forderungen  und  Kampfmittel
festzulegen,  um  den  Angriffen  von  Rot-Grün-Gelb  und  des  Kapitals
gemeinsam  entgegenzutreten.

Streiks soweit das Auge reicht.
Warum sind sie gerade so wichtig und welche Ziele verfolgen sie?

von Flo Schwerdtfeger

In  letzter  Zeit  häufen  sich  die  Streiks  der  verschiedenen  Branchen  und
Gewerkschaften:  Die  Gewerkschaft  deutscher  Lokführer  (GdL),  das
Pflegepersonal  der  Charité  und  Vivantes  oder  die  Fahrer_Innen  des
Lieferdienstes Gorillas. Alle streikten für bessere Arbeitsbedingungen und
Löhne, aber auch für bessere gesundheitliche Sorge und Vorsorge für das
Personal.  Bei  Gorillas  wird  beklagt,  dass  man bei  Wind und Wetter  mit
teilweise reparaturbedürftigen Elektrorädern trotzdem Bestzeiten hinlegen
soll, ständig durch Ortung überwacht wird und das alles unter dem Druck
von beschissenen Arbeitsbedingungen. Das Krankenhauspersonal wurde in
den letzten anderthalb Jahren stärker verschleißt, als ohnehin schon und als
Dank  haben  wir  alle  mal  ein  paar  Tage  geklatscht.  Doch  was  sind  die
konkreten Forderungen der einzelnen Streiks?

Die Beschäftigten bei Vivantes fordern das sie mit an den Tarifvertrag des
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öffentlichen  Dienstes  (TVöD)  angeschlossen  werden,  da  Teile  des
Pflegepersonals  diesem  nicht  unterliegen  und  so  bis  zu  900€
Gehaltsunterschied  entstehen  können.  Eine  weitere  Forderung  ist  der
sogenannte  Entlastungstarifvertrag.  Dieser  soll  bewirken,  dass  mehr
Personal  angestellt  wird,  um  so  die  generell  angespannte  Lage  in  den
Krankenhäusern entlasten zu können. Immerhin gibt es bereits seit Jahren
Personalmangel  in  der  Pflege,  der  sich  über  Corona  nochmal  verstärkt
sichtbar machte. Dafür begann am 7. September ein unbefristeter Streik.
Während der Streik in der Charité mittlerweile beigelegt ist, wird in den
Vivantes Krankenhäusern fortgeführt,  um eine Angleichung des Lohns zu
erkämpfen.
Die GdL stand nun mehrmals im befristeten Streik für einen Zeitraum von
mehreren  Tagen.  Dabei  forderten  sie  eine  einmalige  Corona-Prämie  von
600€, eine Lohnerhöhung von 3,2% über 28 Monate, sowie die Umsetzung
ihrer  betrieblichen  Rente,  die  ihnen  zugunsten  von  Bahn-Aktionär_Innen
gestrichen wurde.

Der Auslöser für die Streiks der Lieferfahrer bei Gorillas war die fristlose und
spontane Kündigung eines Kollegen. Gegen diese unsicheren und prekären
Arbeitsbedingungen und den fehlenden Kündigungsschutz, richtete sich nun
ihr Streik. Diese Streiks fanden aber mittlerweile auch ihr frühes Ende, da
die  coolen  hippen  Start-Up  Kapitalist-Innen  den  Streikenden  einfach
kündigten.

Streik auf der Straße, Uni-Klinik und Betrieb

Aber  warum  schreiben  wir  einen  Artikel  über  alle  Streiks,  die  gerade
stattfinden?
Nicht weil wir fix mal alle Themengebiete abdecken wollen, sondern weil wir
die Gemeinsamkeiten herausarbeiten wollen, die diese Streiks verbinden und
um damit zu zeigen, warum sie so wichtig sind. Diese liegen zum einen in der
aktuellen  gesellschaftlichen  Krise-  hiermit  ist  einerseits  die  Coronakrise
gemeint,  und  andererseits  auch  die  Wirtschaftskrise  und  die  Krise  im
Gesundheitssektor. Denn in deren Folge finden die Angriffe des Kapitals auf
Arbeiter_Innenrechte  verstärkt  statt,  und die  Arbeiter_Innen wehren sich
natürlich dagegen, dass man die Krisenlasten auf ihren Schultern abladen



will. Außerdem finden sich diese auch in den Forderungen. Denn neben den
wirtschaftlichen Forderungen nach besserer Bezahlung gibt es auch immer
wieder die Forderung danach, die Arbeiter_Innen nicht gesundheitlich zu
gefährden, denn die Pandemie ließ den Druck nochmal steigen. Neben den
Gefahren  die  quasi  schon  mit  kalkuliert  sind  von  ganz  „normalen“
Arbeitsunfällen,  kam nun noch das  Corona-Virus  hinzu,  sowohl  in  seiner
Re in form  a l s  Ans teckungsge fahr  für  Bahnpersona l  oder
Krankenpfleger_Innen, als auch in seinen gesellschaftlichen Auswüchsen, wie
z.B.  in  aggressiver Form von Corona-Leugner_Innen.  Bei  den Gorillas  ist
andererseits das Problem, dass ihr Firmenversprechen darin liegt, innerhalb
von 10 Minuten zu liefern. Das baut natürlich einen enormen Leistungsdruck
auf  die  Fahrer_Innen  auf,  da  sie  bei  schlechter  Performance  auch  ganz
einfach  gekündigt  werden  können,  aufgrund  der  schlechten
Anstellungsverhältnisse.

Während bei den Gorillas „wild“ gestreikt wird, sind die anderen Streiks in
ihre Tarifvereinbarungen eingebunden. Der wilde Streik bedeutet, dass die
Arbeiter_Innen dort keine eigene Gewerkschaft haben, bzw. der Passenden
nicht  angehören.  Das  war  letztendlich  auch  das  Fallstrick  für  die
Arbeiter_Innen: ein wilder Streik ist nicht zulässig, da nur Gewerkschaften
streiken dürfen und ein wilder Streik somit ein Kündigungsgrund ist.
Das Krankenhauspersonal unter Ver.Di und die Lokführer_Innen in der GdL
sind hingegen in die Tarifrunden eingebunden (obwohl die GdL aufgrund
ihrer Konkurrenzgewerkschaft der EVG immer etwas mehr kämpfen muss,
um verhandeln zu dürfen). Damit dürfen sie zwar streiken, aber nur wenn die
Tarifrunde ausgelaufen ist. Daher ist es verständlich das die Gewerkschaften,
wie im Falle der GdL, die Zeitabstände so gering wie möglich halten wollen.

Ein anderes Problem, welches alle Streiks gemein haben, ist, dass so gut wie
alle Personalchefs und Führungsetagen die Streikenden gegen die Kunden
ausspielen.  Die Menschen können nicht mit  der Bahn verreisen oder die
Krankenhäuser können ihre Patient_Innen nicht vernünftig versorgen. Die
Front soll somit nicht zwischen den Arbeiter_Innen und den sie ausbeutenden
Kapitalist_Innen  verlaufen,  sondern  zwischen  den  verschiedenen
Lohnabhängigen  selber.  Nicht  nur  sabotiert  man  so  die  Solidarität  der



Bevölkerung zu den Streikenden, sondern setzt letztere auch massiv unter
sozialen Druck, der über den Streik selber hinaus währt.

Es  gibt  neben  dem  wirtschaftlichen  Streik,  der  meist  auf  die  direkten
Arbeitsbedingungen abzielt, auch den politischen Streik, der sich in erster
Linie an die Politik im Ganzen richtet und nicht direkt die eigene berufliche
Problemlage fokussiert.  Zum Beispiel ist Fridays For Future, sofern denn
wirklich gestreikt wird, ein politischer Streik. Bekannter ist vielleicht noch
der Kapp-Putsch im Jahr 1920, der durch einen (politischen) Generalstreik
beendet wurde. Heute gilt der politische Streik in Deutschland als verboten,
obwohl er es nicht wirklich ist. Allerdings findet er auch nicht mehr statt.

Unsere Antwort auf eure Politik?

Dass dieser politische Streik nicht mehr stattfindet, ist ein großes Problem,
denn  er  wäre  bitter  nötig:  Egal  ob  Klimawandel,  Flucht  oder  eben  die
Corona-Pandemie.  Alle  Themen  haben  mehr  oder  wenige  direkte
Auswirkungen auf die Arbeit der Einzelnen, aber auch auf die Situation der
gesamten Arbeiter_Innenklasse. Wenn der Klimawandel die Ärmsten zuerst
trifft,  wird  ihnen  nicht  geholfen  werden  vom  Kapitalismus.  Wenn  diese
Menschen dann auch noch versuchen, davor zu fliehen, werden ihnen so
viele  Hürden  wie  möglich  errichtet.  Und  wie  nun  schon  öfter  erwähnt,
bedroht die Pandemie ebenso vorrangig die Arbeiter_Innenklasse,  sowohl
wirtschaftlich,  als  auch  gesundheitlich.  Wenn  diese  Probleme  bewältigt
werden sollen,  müssen die  Kämpfe  zusammengeführt  werden.  Besonders
wenn es im Kern auch um politische Themen geht, denn nur so kann der
Druck auf die Politik erhöht werden.

Außerdem müssen wir dafür sorgen, dass die Solidarität den Streikenden gilt
und nicht den ach so armen Kapitalist_Innen, wenn diese mal einige Tage
etwas weniger  Profit  einfahren.  Es  darf  nicht  sein,  dass  wir  gegenseitig
weiter unsere Ausbeutung hinnehmen und in Konkurrenz weiter zersplittern.

Wir stehen dabei in Solidarität mit den Streikenden und unterstützen sie bei
der  Erfüllung  ihrer  Forderungen.  Trotzdem  müssen  wir  die  Kämpfe
letztendlich  auch  gegen  ihre  Ursache  verbinden  den  Kapitalismus,  der



Flucht,  Klimawandel  und  Ausbeutung  erzeugt  und  immer  wieder
reproduziert. Lasst uns also solidarisch gemeinsam kämpfen, egal ob in der
Schule, Uni oder im Betrieb!

Protest  und  Widerstand  gegen
die  Räumung  der  Köpi-
Wagenburg
Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/10/16/protest-und-widerstand-gegen-die-
raeumung-der-koepi-wagenburg/

Jan Hektik, Infomail 1167, 16. Oktober 2021

Giffey  und  Geisel  sind  schockiert  ob  der  Gewalt.  Gemeint  sind  damit
natürlich nicht die fast 2.000 Bullen, die den Wagenplatz unter Einsatz von
Räumpanzern und anderem Gerät räumten, die dutzende Demonstrant_Innen
und  Protestierende  seit  den  Morgenstunden  festnahmen  und  das
Räumungsurteil  am  15.  Oktober  durchsetzten.

Schließlich handelten diese ja nach den geplatzten Verhandlungen mit der
(kommunalen)  Wohnungsbaugesellschaft  Howoge  rechtens,  also  aufgrund
eines Räumungsurteils. Schließlich will sie das Gelände neben der Köpi für
ihre Profitinteressen nutzen –  und die darauf  stehende Wagenburg muss
dafür samt allen Bewohner_Innen weichen.

Gegen  die  Umsetzung  dieses  gerichtlichen  Entscheides  hatten  sich
Bewohner_Innen und Unterstützer_Innen verbarrikadiert  oder an Bäumen
angekettet.  Bereits  am frühen Morgen versammelten sich einige hundert
Menschen, um dies zu verhindern bzw. dagegen zu demonstrieren.
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Eine Verhinderung der Räumung war angesichts der Abriegelung ganzer
Straßenzüge um die Köpenicker Straße und des massiven Polizeiaufgebots
von  2.000  Einsatzkräften  plus  Fuhrpark  wohl  nicht  zu  erwarten.  Die
bürgerliche Presse, die Polizei und Leute wie Giffey und Geisel stilisieren
jedoch schon das Befestigen von Zäunen, Anketten und das Nicht-Freiwillig-
Gehen zum gewaltsamen Angriff. Dabei wird unter den Teppich gekehrt, wie
weit mittlerweile die Straftat Widerstand gegen Vollstreckungsbeamt_Innen
gefasst  werden  kann.  So  kann  die  Weigerung  wegzugehen  bereits  eine
Straftat  darstellen.  Gleichzeitig  wird  dabei  natürlich  auch unterschlagen,
dass  es  wohl  kaum  verwunderlich  ist,  wenn  sich  Menschen,  die  mit
Räumpanzern, Schlagstöcken und Pfefferspray aus ihrem Zuhause vertrieben
werden, dagegen zur Wehr setzen.

In  Wirklichkeit  werden  diese  gewaltsam vertrieben  und  zu  Obdachlosen
gemacht – in der schönen Welt der Polizei, der Presse und des scheidenden
und wohl auch zukünftigen Senats werden diese Verhältnisse aber auf den
Kopf gestellt.

Das trifft natürlich auch auf die Solidaritätsdemonstration am Abend des 15.
Oktober zu. Gegen 20 Uhr versammelten sich da mehrere tausend Menschen
– selbst die Bullen sprachen von 7.000 bis 8.000 – zur wahrscheinlich größten
Demonstration  der  autonomen  Szene  in  Berlin.  Die  Polizei  redete  von
äußerster Aggressivität. Tatsächlich waren die Menschen natürlich wütend
und empört – zu Recht. Angesichts der Brisanz der Situation, in Anbetracht
der Größe und des versammelten politischen Spektrums, das über die Szene
hinausging,  waren  die  Empörung  und  der  kämpferische  Charakter  der
Demonstration wohl nicht verwunderlich.

Die Presse stilisierte jedoch den „Kontrollverlust“ der Polizei gezielt hoch,
einen  „Kontrollverlust“,  der  sich  darauf  beschränkt,  nicht  alle
Sachbeschädigungen  verhindert  zu  haben.

Rolle des Senats
In  Wirklichkeit  geht  der  scheidende  Senat,  getrieben  von  der
Immobilienlobby und ihren Frontleuten im Innensenat, seit Jahren gegen die



noch vorhandenen besetzen Häuser systematisch vor. Der Linkspartei, der
SPD-Linken und auch den Grünen gefällt das zwar nicht – aber gegen Geisel
vorgehen tun sie nicht. Dabei ist diese Räumung nur das neueste Glied in
einer  Kette  von  Wegnahmen  linker  Freiräume  durch  den  rot-rot-grünen
Senat. Nach der Liebig34, dem Syndikat, der Meuterei und Potse/Drugstore
erkennt  selbst  ein/e  Blinde/r  einen  systematischen  Angriff.  Wer  dann
zusammenhanglos  die  daraufhin  entstehenden  Proteste  und  die  Wut  als
„Angriff  auf  den  Rechtsstaat“  und  „blinde  Zerstörungswut“  (Geisel)
bezeichnet,  verdreht  die  tatsächlichen  Verhältnisse  auf  geradezu
widerwärtige  Art.

Sicherlich  sollte  niemand  der  Illusion  anhängen,  dass  die  autonomen
Taktiken  das  Kräfteverhältnis  drehen  können.  Natürlich  werden  auch
zerschlagene Glasscheiben dem Senat wenig anhaben können. Gegen die
Angriffe  des  bürgerl ichen  Staates  können  noch  so  mil itante
Szenedemonstrationen  letztlich  wenig  bis  nichts  ausrichten.

Die Stilisierung der Proteste, einzelner zerbrochener Scheiben oder gar von
Bengalos bei den Demos zum „Gewaltexzess“ hat nicht nur nichts mit der
Realität zu tun, sie soll vor allem den Boden für eine weitere Verschärfung
von  Polizeigesetzen,  für  noch  mehr  Überwachung  und  brutalere
Durchsetzung des Rechts der Immobilienhaie bereiten. Gegen diese Hetze
und Verleumdung ist Solidarität nötig und angesagt mit allen, die gegen die
Räumung Widerstand geleistet haben und weiter leisten werden.

Wer zu den wirklichen Angriffen des Staates schweigt, erledigt letztlich den
Job  der  Wohnungskonzerne,  von  AfD,  FDP  und  CDU  und  der
Scharfmacher_Innen im alten und wohl auch zukünftigen Senat. Während
Giffey und Geisel gegen die Besetzer_Innen – und damit letztlich gegen alle,
die von Räumungen bedroht sind – hetzen, halten Grüne und vor allem auch
die Linkspartei die Füße still.

Es ist schon bezeichnend, dass ausgerechnet am 15. Oktober, dem Tag der
Räumung der Köpi-Wagenburg, SPD, Grüne und Linkspartei bekanntgaben,
gemeinsam in Koalitionsverhandlungen zu treten. Für die Mieter_Innen und
für die Hausbesetzer_Innen verheißt das nichts Gutes. So sollen die Polizei



aufgerüstet  und  die  Videoüberwachung  öffentlicher  Plätze  ausgeweitet
werden.  Die  Enteignung  der  Immobilienkonzerne  soll  hingegen  auf  eine
Expert_Innenrunde verwiesen, also auf die lange Bank geschoben werden.
Obwohl 57,6 % für die Enteignung von Deutsche Wohnen und Co. gestimmt
haben, will der zukünftige Senat das Mehrheitsvotum weiter ignorieren. So
sieht die rot-grün-rote Demokratie aus!

Doch die Tausende, die in Solidarität mit der Köpi-Wagenburg auf die Straße
gingen, die in der Enteignungsbewegung aktiv geworden sind und die mehr
als  eine  Million  Ja-Stimmen  beim  Volksentscheid  zeigen  auch,  dass  der
zukünftige Senat nicht einfach durchregieren wird können. Sie zeigen, dass
das  Potential  für  eine  Massenbewegung  von  Mieter_Innen  und
Besetzer_Innen, die Gewinnung von Hunderttausenden Mieter_Innen, für die
Aktivierung der Mitglieder von Mieter_Innenvereinen, Gewerkschaften wie
auch der Basis der Senatsparteien existiert.

Solidarität  mit  dem  Widerstand  und  allen  von  Repression
Betroffenen!
Enteignet die Immobilienhaie!

Bundestagswahl 2021 – Nach der
Wahl ist vor dem Kampf
Von Jaqueline Katherina Singh

Die  Spannung eines  Thrillers  konnte  der  deutsche  Wahlkampf  sicherlich
nicht  mit  sich  bringen,  insbesondere,  wenn  man  sich  das  Kopf-an-Kopf-
Rennen der Stimmenauszählung in den USA in Erinnerung ruft. Dennoch,
hätte man vor 6 Monaten gesagt, dass die SPD mit dem eher unscheinbaren
Olaf Scholz das Rennen macht, so hätten viele gelacht. Und viele, sicherlich
nicht nur Anhänger_Innen der Union, fragen sich: Wie konnte das passieren?
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Dies wollen wir im Folgenden näher erläutern und gleichzeitig betrachten,
was die Wahlergebnisse für die Arbeiter_Innenklasse bedeuten. Der Artikel
ist auf dem Stand vom 28. September, aber die Grundaussagen sicherlich
unverändert relevant!

Weltlage und 16 Jahre Merkel

Die aktuelle Wahl lässt sich nicht verstehen, wenn wir nicht einen kurzen
Blick in die Vergangenheit werfen. Denn in den 16 Jahren, in denen Angela
Merkel das Land regiert hat, hat sich viel verändert. Wenn die bürgerlichen
Medien ihre Regierungszeit Revue passieren lassen, dann fällt vor allem ein
Wort häufig: Stabilität. Das kommt nicht von ungefähr. Nach der Finanzkrise
07/08 und der darauffolgenden tiefen Rezession konnte sich der deutsche
Imperialismus relativ schnell erholen.

Verglichen  mit  anderen  Ländern  ging  es  schnell  bergauf  dank  der
Konkurrenzfähigkeit  des  Exportkapitals  und  Vorarbeit  durch  die  Agenda
2010. In der EU wurde an Griechenland ein Exempel statuiert,  das zum
sozialen Ausbluten der griechischen Bevölkerung führte. Merkel wurde so
verdientermaßen zum Hassobjekt in Südeuropa. Im Inneren setzte sie auf
Sozialpartner_Innenschaft und gemeinsame Regulierung der Krise mit den
Gewerkschaften, um die Exportindustrie rasch wieder flottzubekommen. So
konnte sie als erfolgreiche Krisenmanagerin und sich Kümmernde auftreten.
International war es zu diesem Zeitpunkt noch möglich, auf Gipfeln wie dem
G7 die Kosten der Krise gemeinsam zu verwalten.

Die Folgen der Krise machten sich in Deutschland erst später bemerkbar. In
jedem Fall stärkte die Niederlage der Arbeiter_Innenklasse in Griechenland
das deutsche Kapital – und die zentrifugalen Tendenzen in der EU. Doch die
EU-  und noch  viel  mehr  die  sog.  Flüchtlingskrise  verschärften  auch die
Gegensätze im bürgerlichen Lager. Mit dem Rechtsruck kam der Aufstieg der
rassistischen AfD, der auch den Grad der Zersplitterung des bürgerlichen
Lagers markierte. Die ach so stabile Große Koalition unter Merkel fing an zu
kriseln.

Verschärft  wurde  die  Situation  mit  der  Präsidentschaft  Trumps  und  der



Wende  zum  Unilateralismus  einerseits  und  dem  Aufstieg  Chinas  zur
zweitgrößten und -wichtigsten imperialistischen Macht. Der Kampf um die
Neuaufteilung  der  Welt  verschärfte  sich.  Die  EU  fiel  aufgrund  eigener
Widersprüche,  wie  sie  am deutlichsten  im  Brexit  zum Ausdruck  kamen,
zurück.  Sie  scheint  hilflos  zwischen  USA  und  China  zu  dümpeln.  Die
Coronapandemie warf sie noch weiter zurück und zeigte auf, wie weit sie
davon entfernt ist, den USA und China auf gleicher Augenhöhe zu begegnen.

So ist die Richtung des deutschen Imperialismus in den letzten 16 Jahren
immer unklarer geworden.  Die deutsche Bourgeoisie (und die EU selbst)
befinden sich in einer strategischen Krise, Hin und her gerissen zwischen der
Frage einer transatlantischen oder stärker eigenständigen imperialistischen
Ausrichtung,  zwischen  Konjunktur-  und  Investitionsprogrammen  zur
Neuaufstellung  des  deutschen  und  europäischen  Kapitals  einerseits  und
zwischen Neoliberalismus und Austeritätspolitik andererseits.

Merkels Lavieren zwischen unterschiedlichen Akteur_Innen ist mit Zunahme
der Krise und des Rechtsrucks, vor allem aber auch dem Aufstieg Chinas und
der Neuausrichtung der USA nicht nur schwieriger, sondern vor allem immer
aussichtsloser geworden.

Die Aufgabe einer neuen Regierung wäre vom Standpunkt des deutschen
Gesamtkapitals,  nicht  nur  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Vormachtstellung
innerhalb der EU erhalten bleibt und kein weiterer Mitgliedsstaat aus der
Reihe tanzt. Es geht auch darum, die EU selbst zu einem Block zu formieren,
der im Kampf um die Neuordnung der Welt mitspielen kann. Dazu bedarf es
aber  eines  Plans  und  einer  Strategie,  wie  man  mit  dem  aufstrebenden
chinesischen Imperialismus und dem verbündeten Rivalen  USA umgehen
möchte.  Und  es  braucht  auch  eine  Lösung  der  Führungsfrage,  also  der
strategischen Ausrichtung innerhalb Deutschlands und der EU. Über eine
solche  verfügt  die  herrschende  Klasse  nicht  –  und  wird  ohne  innere
Friktionen und Kämpfe auch in der nächsten Periode, egal ob unter einer
Ampel  oder  Jamaika nur  schwer herzustellen sein.  Umgekehrt  wird  jede
Regierung von der herrschenden Klasse genau daran gemessen werden.

Zersplitterung des bürgerlichen Lagers



Die Zersplitterung des bürgerlichen Lagers und die Krise der CDU/CSU sind
Ausdruck dieser strategischen Paralyse und Unklarheit, die von Merkel noch
notdürftig überdeckt wurde.

Anfangs  dachte  man  innerhalb  der  Union  noch,  dass  selbst  Laschets
Schlaftablettenauftritte gegen Scholz Bestand hätten, nachdem man bei den
Grünen Baerbock das Fell über die Ohren gezogen hatte. Das allein hilft aber
nicht. Ein Ministerpräsident, der nicht den Eindruck erwecken kann, dass er
sich in seinem eigenen Bundesland gut um eine Flutkatastrophe kümmert, ist
als Kanzlerkandidat wenig vertrauenerweckend. Auch bei der Bekämpfung
der Coronapandemie konnte er wenig glänzen. Als Befürworter der schnellen
Öffnungen schoss  er  in  der  Ministerpräsidentensitzung gegen die  eigene
Regierung, wurde aber in seiner Autorität und Weisheit von der 2. Welle
überrollt.

Hinzu kommt, dass er die inneren Probleme der Union nach außen hin nicht
ausgleichen  konnte.  Schließlich  ist  er  nicht  allein  für  das  historisch
schlechteste  Ergebnis  der  Union  von  24,1  %  verantwortlich.  Der  Streit
innerhalb der Union fing schon früher an.

Merkel selbst wurde zum frühen Rückzug vom Parteivorsitz gezwungen, ihre
Wunschnachfolgerin  Kramp-Karrenbauer  demontiert.  Damit  war  der
Diadochenkampf eröffnet.  Merz,  Laschet und Spahn kandidierten für den
Parteivorsitz – und der Kandidat des Establishments, Laschet, gewann knapp.
Doch damit war die Unzufriedenheit, die sich zusammengebraut hatte, nicht
beseitigt.  Auch  nicht,  als  sich  Laschet  gegen Söder  in  der  Kanzlerfrage
durchsetzte.

Je länger der Wahlkampf dauerte, desto deutlicher wurde: Laschet hätte es
lassen  sollen.  Weder  Bevölkerung  noch  eigene  Partei  konnten  vom
Kandidaten  überzeugt  werden.

Wie  so  oft  in  der  Geschichte  wirkte  eine  Kette  von  zufälligen,
nebensächlichen Pannen als Katalysator, um eine sich längst vorbereitende
Krise offen hervortreten zu lassen, den Zersetzungsprozess der politischen
Hauptpartei der deutschen Bourgeoisie.



So kam es dazu, dass die SPD bei diesen Bundestagswahlen in Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Hessen an der CDU vorbeizog und über
1,5  Millionen  Stimmen  von  den  Unionsparteien  einsackte.  Diese
Wahlniederlage  wird  die  Risse  innerhalb  der  Union  weiter  vergrößern.
Nachdem sich am Wahlabend noch große Teile  des  Parteiestablishments
hinter Laschet gestellt  hatten, werden die Rücktrittsforderungen, der Ruf
nach Aufarbeitung der katastrophalen Niederlage und Neuausrichtung der
Partei  lauter.  Je  mehr  sich  diese  Gegensätze  zu  regelrechten
innerparteilichen Gräben vertiefen, desto schwerer wird es, dass CDU/CSU
eine Regierung mit Grünen und FDP zustande kriegen, selbst wenn es nicht
nur bei den Liberalen viele gibt, die für eine solche Koalition eintreten. Doch
eine solche Regierung wäre wahrscheinlich so instabil wie die Unionsfraktion
und Laschet traut wohl kaum jemand zu, die inneren Gegensätze wirklich
überbrücken zu können. Umgekehrt wäre eine solche schwarz-grün-gelbe
Regierung (Jamaika) nicht nur ein deutliches Signal für einen aggressiveren
Kurs zur ökonomischen Neuformierung der EU unter deutscher Führung,
sondern auch zu einem aggressiveren inneren,  wenn es darum geht,  die
Kosten  der  Pandemie  und  der  Wirtschaftskrise  auf  die  arbeitende
Bevölkerung  abzuwälzen.

FDP als eine Königsmacherin

Sonnig sieht’s hingegen bei den Liberalen aus. Die FDP hat mit 11,5% eines
ihrer historisch besten Ergebnisse eingefahren mit einem Imagewahlkampf,
bei dem nur noch das Gesicht von Christian Lindner auf der Freiheitsstatue
gefehlt hat. Profitieren konnte sie vom Schwächeln der Union und gewann
rund  1.320.000  Stimmen  von  dieser,  da  sie  während  der  Pandemie  als
„besonnene“  Ver t re tung  der  Coronskept iker_ Innen  und
„Freiheitskämpfer_Innen“ aus dem Kleinunternehmertum auftreten konnte.
Auch  unter  Nichtwähler_Innen  mobilisierte  sie  400.000  Stimmen.  Die
Hochburg der Zweitstimmen stellt dabei Baden-Württemberg dar. Unter den
Erstwähler_Innen wurde sie mit 400.000 Stimmen zweitstärkste Kraft, was
schon eine wichtige Frage für linke Jugendbewegungen aufwirft: Wie kann es
sein, dass eine Partei, die so sehr gegen die elementaren Interessen von den
allermeisten  Jugendlichen  steht,  so  viel  Zuspruch  bekommt?  Sicherlich



spricht sie richtige Probleme an wie der Freizeit-Lockdown wegen Corona,
Probleme  in  Bildung  und  Digitalisierung  und  durch  ein  starken  Online-
Auftritt weiß sie das zu verkaufen. Aber ihre angebotenen Lösungen stehen
im krassen Gegensatz zu unseren Interessen. Wir brauchen klare Antworten
auf den Einfluss der FDP auf uns Jugendliche!

Dass sich die FDP, die 2017 gerade mal so den Sprung in den Bundestag
schaffte,  erneut  aufgerappelt  hat,  stellt  eine  Kehrseite  der  Krise  der
Unionsparteien dar. Die FPD erscheint nicht nur der jungen Generation als
glaubwürdigere Vertreterin des freien Marktes und individueller bürgerlicher
Freiheit. Für die Regierungsbildung wird sie gemeinsam mit den Grünen eine
entscheidende  Rolle  spielen  als  Blockade  aller  weitergehenden  sozialen
Forderungen und jeder Umverteilung und auf weitere Deregulierung und
Angriffe auf die Lohnabhängigen drängen. Und mit ihr in der Regierung
können wir Klimaschutz weitgehend vergessen.

Die Grünen und das Klima

Es hätte so gut werden können für die Grünen. Obwohl sie ihr historisches
bestes Ergebnis einfuhren, erscheinen sie fast wie kleine Verlierer_Innen.
Während  sie  sich  Anfang  des  Jahres  im  Höhenflug  bei  30  % befanden,
landeten sie schließlich bei 14,8 %. Sicherlich, dass Annalena neben Armin
und Olaf so schlecht weggekommen ist, hat viel mit Sexismus zu tun. Als
entscheidende Erklärung für den Sturzflug ist das jedoch zu kurz gegriffen.

Der wohl wichtigste Grund,  warum die Grünen „nur“ drittstärkste Partei
wurden,  liegt  darin,  dass  sich  von  ihrem  Programm  wichtige  Teile  der
Bevölkerung nicht  ansprechen lassen.  Das zeigten auch die vergangenen
Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt.  Die Erhöhung des Benzinpreises oder
eine CO2-Steuer für Individuen werden bei der Mehrheit der Bevölkerung
nicht dadurch ausgeglichen, dass es fürs trendige Lastenrad einen Zuschuss
geben soll. Mehr dazu in unserem Artikel zur Klimawahl!

Die  Abwälzung  der  Kosten  der  Klimakrise  auf  die  Einzelnen  macht  die
Grünen für einen Teil der Bevölkerung nicht besonders attraktiv. Es ist daher
kein Wunder, dass sie vor allem bei einkommensstärkeren Lohnabhängigen



und  Mittelschichten  punkten  konnten.  Trotzdem:  Rund  460.000
Neuwähler_Innen, 510.000 Nichtwähler_Innen konnten mobilisiert werden,
insgesamt rund eine Millionen Menschen wechselten von CDU und SPD zu
den Grünen. Hinzu kommt, dass mittlerweile auch sie einen Teil des Kapitals
(nicht nur aus dem Ökobereich) zu ihren Unterstützer_Innen zählen können.

So werden die  Grünen –  wie  die  FDP –  bei  der  Regierungsbildung eine
wichtige  Rolle  als  Königsmacher_Innen  spielen.  Während  die  Liberalen
grundsätzlich eine unionsgeführte Koalition vorziehen, sind die Grünen in
dieser Frage gespalten, ja neigen eher der SPD zu, die ebenfalls für einen
Green Deal in Europa und Deutschland eintritt. Der FDP würde dabei die
Rolle  zufallen,  dafür  zu  sorgen,  dass  er  die  Bourgeoisie  und  sog.
Leistungsträger_Innen  nichts  kostet.

Der rechte Rand

Bevor wir zur Wahlsiegerin SPD und zur Linkspartei kommen, noch kurz zum
rechten Rand des bürgerlichen Spektrums: Zum zweiten Mal zieht die AfD in
den Bundestag ein. Zwar hat diese an Stimmen verloren, sich insgesamt aber
konsolidieren  können.  Die  meisten  Stimmenverluste  machten  die
Nichtwähler_Innen (rund 810.000) aus. Dies war sicherlich innerparteilichen
Streitigkeiten geschuldet. Die weiteren größeren Verluste an SPD (260.000)
und FDP (210.000) dürften wohl darauf zurückzuführen sein, dass diesen
Wähler_Innen  die  Regierungsfrage  wichtiger  war  als  die  „Treue“  zum
Rechtspopulismus.

Dennoch: Die knappen 10,3 % für die Rechtspopulist_Innen zeugen wohl
kaum vom von den Konservativen beschworenen Linksruck. Vielmehr weisen
sie  darauf  hin,  dass  gerade  die  abgehängten  Schichten  der
Arbeiter_Innenklasse keine wirkliche Alternative  geboten bekommen.  Von
den Protesten der Coronaleugner_Innen konnte sie jedoch kaum profitieren.
Der Verlust der Linkspartei an die AfD ist zwar geringer ausgefallen als bei
den Landtagswahlen der letzten Jahre, mit 110.000 Stimmen aber auch nicht
unerheblich. So ist es auch nicht wenig überraschend, dass die Hochburg der
Partei  weiterhin  im  Osten  liegt.  In  Brandenburg  und  Mecklenburg-
Vorpommern ist sie nach der SPD in fast allen Wahlkreisen die zweitstärkste



Kraft und in Thüringen konnte sie gleich mehrere Direktmandate gewinnen,
in Sachsen fast alle.

Anders  als  2017  stimmten  die  meisten  AfD-Wähler_Innen  wegen  ihres
Programms, also aus Überzeugung für diese Partei – wegen ihres völkischen
Rassismus,  nicht  trotz  dessen.  Dies  bedeutet,  dass  sich  eine  radikale,
reaktionäre kleinbürgerliche Kraft konsolidiert, die bei einer Zuspitzung der
Klassenkämpfe und einem Auseinanderfallen der  EU als  Reserve für  das
deutsche Kapital und auch Regierungsbildungen zur Verfügung steht.

Totgeglaubte leben länger – die SPD

Wie oben bereits geschrieben: Kaum eine_r hätte vor einem Jahr geglaubt,
dass die SPD über die 20 %-Marke kommt, noch weniger, dass jemand mit
dem  Charisma  eines  Olaf  Scholz  den  Karren  aus  der  drohenden
Bedeutungslosigkeit ziehen kann. Das Image war ja schließlich schon mehr
als ramponiert.

Über 100 Jahre Klassenverrat fallen bei dem aktuellen Bewusstseinsstand
leider nicht so ins Gewicht, wie man es sich wünschen würde. Vielmehr sind
es die Streitigkeiten von Esken & Co. sowie die Zugeständnisse innerhalb der
Großen  Koalition  gewesen,  die  der  SPD lange  zu  schaffen  machten.  Im
Wahlkampf  selber  wurde  sich  lange  nur  auf  Laschet  und  Baerbock
konzentriert. Es wirkte fast, als ob es den SPD-Kandidaten nicht gäbe. Aber
wenn sich zwei streiten, freut sich der Dritte und auch deshalb konnte Olaf
an  den  beiden  vorbeiziehen.  Brechmittelskandal,  Verstrickungen  in  die
Wirecard-Affäre und der Prügeleinsatz zu G20 in Hamburg: alles perlte an
ihm ab.

Aber warum? Während Baerbock sich auf die Klimakatastrophe fokussierte
und Laschet in jedes Fettnäpfchen trat, das er finden konnte, hat Scholz es
geschafft, am ehesten was von jener Stabilität zu verkörpern, die man Merkel
zugesprochen hatte. Entscheidend ist aber, dass sich der SPD-Kandidat bei
den Lohnabhängigen glaubwürdiger als seine Konkurrenz als Kandidat des
sozialen Ausgleichs präsentieren konnte.

Rund 44 % der SPD-Wähler_Innen gaben an, dass soziale Gerechtigkeit eine



maßgebliche Rolle bei ihrer Entscheidung spielte. Ebenso konnte die SPD
den mit Abstand größten Zuspruch bei Gewerkschafter_Innen verzeichnen, lt.
E r h e b u n g e n  d e s  D G B  3 3 , 1  % ,  a l s o  f a s t  8  %  m e h r  a l s  i m
Bevölkerungsdurchschnitt.

Die Sicherung der Arbeitsplätze, eine Erhöhung des Mindestlohns auf 12
Euro, eine sichere Rente und eine stärkere Besteuerung der Reichen waren
Versprechungen, die sich im Zuge der Pandemie gut anhören. Dass Scholz
dabei glaubwürdiger wirkte als seine Konkurrenz, spiegelt letztlich auch das
historische Erbe der Sozialdemokratie, ihre organische Verankerung in der
Arbeiter_Innenklasse als bürgerliche Arbeiter_Innenpartei wider. Sicherlich
versprechen sich die meisten Wähler_Innen keine Großtaten von der SPD,
wohl aber, dass eine von Scholz geführte Regierung mehr Schutz vor den
kommenden  Umstrukturierungen,  mehr  soziale  Abfederung  beim
ökologischen  Wandel  bringt  als  ein  von  Laschet  geführtes  Kabinett.

Sollte  die  SPD  die  nächste  Regierung  anführen,  werden  selbst  diese
Hoffnungen extrem auf die Probe gestellt werden. Allein die Erhöhung des
Hartz-IV-Satzes um gerade 3,- Euro unter der Großen Koalition zeigt, wie
wenig der Sozialdemokratie die Ärmsten der Armen im Zweifelsfall bedeuten.
In  jedem Fall  ist  aber  klar,  dass  die  ohnedies  schon wackelige Bindung
zwischen SPD und organisierten Lohnabhängigen in der kommenden Periode
weiter auf den Prüfstand geraten wird – und dies müssen wir vorantreiben.

Schlaftablette Linkspartei

4,9  %!  Es  tut  fast  weh,  das  Ergebnis  laut  vorzulesen.  Durch  die  3
Direktmandate kann sich die Linkspartei gerade noch 39 Plätze im Parlament
sichern. Dennoch ist es mehr als bedrückend, es ist desaströs. Zwar hat DIE
LINKE  an  sich  das  beste  Klimaprogramm,  verglichen  mit  den  anderen
Parteien, doch hat sie im gesamten Wahlkampf Chancen verpasst und war
kaum sichtbar. Dies hat mehrere Gründe. Der andauernde Richtungsstreit
lähmt sie, der unklare Ausgang in der Debatte um Sahra Wagenknecht führt
dazu,  dass  weder  deren  Fans  noch  die  antirassistischen  Aktivist_Innen
zufriedengestellt werden konnten. Dieses Vakuum der Nicht-Entscheidung,
welchen  Kurs  man  einschlagen  will,  rächt  sich.  Auch  in  der  Frage  der



Regierungsbeteiligung. Durch das Sofortprogramm, was nach Mitregieren
lechzte, hat die Linkspartei sich selber geschadet. Denn weder seitens der
SPD  und  schon  gar  nicht  von  den  Grünen  wurden  sie  als  ernsthafte
Koalitionspartnerin beachtet. So wurde also auf das rot-rot-grüne Gespenst
gesetzt und vor lauter Kuschelkurs vergessen, sich abzugrenzen. Das sieht
man auch an den Zahlen: Die größte Wähler_Innenwanderschaft gab es zur
SPD mit 640.000 Stimmen, es folgen die Grünen mit 480.000. Mehr als 1
Millionen Stimmen sind also verloren gegangen, weil Wähler_Innen geglaubt
haben,  der  Unterschied  zur  SPD sei  nicht  zu  groß,  und um Laschet  zu
verhindern, müsse man jetzt eben bei Scholz den Haken machen. Das macht
deutlich:  Gerade,  was die soziale Gerechtigkeit  angeht,  dem eigentlichen
Kernthema der Linkspartei, machen WählerInnen taktisch Zugeständnisse.
Ein indirektes Zeugnis, dass es der Partei an Überzeugung und Abgrenzung
mangelt.

Das ist aber auch nachvollziehbar. Wo ist DIE LINKE gewesen, die als Partei
sich gegen den Pflegenotstand während der Pandemie einsetzte? Während
andere  nur  wohlwollend  klatschen,  hätte  es  betriebliche  Aktionen  und
Demonstrationen gebraucht, die sich für eine Aufstockung im Pflegebereich
einsetzen. Auch hätte die Linkspartei gegenüber den Gewerkschaften klare
Worte verlieren müssen: Ein flächendeckender Tarifvertrag in der Pflege und
im Handel muss her, gerade in Zeiten der Krise. Und wo ist DIE LINKE, die
Streitgespräche  mit  den  Grünen  sucht?  Der  kostenlose  öffentliche
Nahverkehr  oder  der  bundesweite  Mietendeckel  sind  gute  Forderungen.
Allerdings gehören die nicht nur auf Plakate gedruckt, sondern müssen mit
Nachdruck auch auf die Straße getragen werden.

Aber nicht nur das. Anstatt sich mit Wagenknechts billigen Polemiken zu
beschäftigen,  hätte  gezeigt  werden  müssen:  Wir  verstehen  uns  als
Kämpfer_Innen der Arbeiter_Innenklasse. Und die ist nun mal multiethnisch
und  voller  „skurriler  Minderheiten“.  Der  Kampf  für  einen  höheren
Mindestlohn,  Mindestrente  oder  bezahlbaren  Wohnraum  schließt
Klimaschutz,  LGBTIAQ-Rechte  und  Antirassismus  nicht  aus,  sondern  ein.
Kernproblematik ist aber das Verständnis von Bewegungen, und wie diese
entstehen. Selber versteht sich DIE LINKE als Bewegungspartei. Statt aber



Bewegung zu initiieren, trabt sie einfach nur dem Geschehen hinterher. Und
genau  das  fällt  ihr  auf  die  Füße  und  führt  dazu,  dass  sich  keine  neue
Stammwähler_Innenschaft  herausbildet,  während  sich  unterschiedliche
Generationen  von  Aktivist_Innen  innerhalb  der  Partei  um  die  Richtung
streiten. Einen Haken hat das Ganze jedoch: Würde man tatsächlich Kämpfe
führen, Streiks und Solidaritätsdemos organisieren, führt das natürlich dazu,
dass der Druck größer wird und Kräfte wie die Grünen oder die SPD sich
distanzieren. Die Chance, mitzuregieren, würde in die Ferne rücken. Dafür
würde aber deutlich werden, dass die Linkspartei eine Kraft wäre, die für
ihre Forderungen tatsächlich kämpft.  Solange sich die  Partei  jedoch der
vorgeblich  besseren  Verwaltung  des  Kapitalismus  verschreibt,  wird  sie
diesen Widerspruch nicht überwinden können, wird sie immer wieder beim
Nachtrab hinter SPD und Grünen landen.

Was kommt auf uns zu?

Auch wenn eine Vielzahl an Regierungskoalitionen denkbar ist, so zeichnen
sich im Moment nur zwei  Optionen ab:  die Ampel  (SPD/FDP/Grüne) und
Jamaika  (Union/Grüne/FDP).  Entscheidend  dafür,  welche  Regierung  es
werden  wird,  sind  unmittelbar  zwei  Faktoren:

a) ob die Unionsparteien ihre inneren Konflikte im Zaum halten können;

b) die Sondierungsgespräche zwischen Grünen und FDP.

In jedem Fall stehen für eine zukünftige Regierung mehrere Baustellen an,
um  den  deutschen  Kapitalismus  in  der  internationalen  Konkurrenz
aufzustellen.  Angesichts  der  notwendigen  Einbindung  der  FDP  in  jede
Regierung  und  aufgrund  des  Drucks  des  Kapitals  können  wir  davon
ausgehen,  dass  folgende  Politik  zu  erwarten  ist:

–  Festhalten  an  der  Schuldenbremse  und  Sparmaßnahmen  im
Bundeshaushalt.

Das bedeutet  weitere Einsparungen im öffentlichen Dienst,  einschließlich
weiterer Privatisierungen und marktwirtschaftlicher Reformen, mögen diese
auch mit einem grünen oder sozialen Sahnehäubchen verkauft werden. Die



Krise  im  Erziehungs-  und  Bildungswesen,  im  Gesundheitssektor  wird
prolongiert, im Bereich der sozialen Vorsorge und insbesondere der Renten
werden neue Kürzungen als Reformen verkauft werden.

– Prekarisierung, Niedriglohnsektor und die Krise auf dem Wohnungsmarkt
werden  allenfalls  mit  einigen  kosmetischen  Reformen  angegangen,  im
Grunde  bleibt  die  Misere  erhalten.

– Abwälzung der Kosten für die Infrastrukturprojekte, ökologische Wende
und Digitalisierung auf die Masse der Lohnabhängigen.

– Inflation und Preissteigerungen verringern die Kaufkraft der Massen.

– Entlassungen, Kürzungen, Schließungen im Zuge des industriellen Umbaus,
die  allenfalls  mit  SozialpartnerInnenschaft  und  Sozialplänen  begleitet
werden.

– Erneuter Versuch, die Krise der Europäischen Union zu überwinden. Der
Green Deal der EU-Kommission wird zur gemeinsamen Formel, hinter der
sich jedoch unterschiedliche Ausrichtungen verbergen.

–  Abschottung  der  EU gegen  Geflüchtete;  Schwerpunkt  auf  Nahost  und
Afrika  als  Interessensphären  der  EU-Mächte  außerhalb  ihres  eigenen
Gebietes.

–  Aggressivere  EU-Außen-  und  -Militärpolitik  (Stichwort:  Verantwortung
übernehmen).

Massives  Aufstocken  des  Rüstungsetats  und  Aufrüstung  der  Bundeswehr
sowie  Schritte  in  Richtung  einer  EU-Eingreiftruppe  (um  von  den  USA
unabhängiger agieren zu können).

Wie  schnell  diese  Angriffe  erfolgen,  hängt  natürlich  von  der
Regierungsbildung wie auch der konjunkturellen Entwicklung ab. Sicher ist
aber: Sie werden kommen. Die Unternehmer_Innenverbände drängen schon
jetzt  auf  eine  rasche  Regierungsbildung,  weil  all  diese  Projekte
vorangebracht  werden  sollen.



Eine  Jamaika-Koalition  wäre  für  dieses  Vorhaben  natürlich  ein  Traum.
Andererseits hat eine SPD-geführte Regierung den Vorteil, dass sie besser
die Gewerkschaften sozialpartnerschaftlich einbinden kann.

Was müssen RevolutionärInnen tun?

Wahlen  sind  bekanntlich  auch  immer  ein  Spiegel  gesellschaftlicher
Verhältnisse. Die Zersplitterung des bürgerlichen Lagers setzt sich weiter
fort  und  damit  auch  die  Probleme  des  deutschen  Imperialismus  auf
Weltebene.  Zu  klein,  um wirklich  mitzumischen,  zu  groß,  um gar  keine
Ansprüche geltend machen zu wollen, muss es weiter irgendwie versuchen,
die Krise der EU zu lösen oder nach einer alternativen Ausrichtung suchen.

Der Rechtsruck, den es 2016 gegeben hat, ist verfestigt. Nichtsdestotrotz
bleibt  der  Reformismus  innerhalb  der  Arbeiter_Innenklasse  weiterhin
präsent,  vor  allem  in  Form  der  SPD,  aber  auch  einer  geschwächten
Linkspartei. Welchen Einfluss das auf die Gewerkschaften hat – also ob man
im Sinne  der  guten  Sozialpartner_Innenschaft  sowie  Standortborniertheit
schön  weiter  alles  mitverwaltet  oder  versucht,  tatsächlich  dagegen  zu
kämpfen, das hängt zum einen an der Frage der Regierungsbeteiligung der
SPD.  Zum  anderen  stellt  sich  aber  auch  die,  ob  es  gelingt,  eine
klassenkämpferische Bewegung in den Gewerkschaften aufzubauen, deren
Ziel es ist, statt selber in der Bürokratie zu vermodern, diese durch Wähl-
und Abwählbarkeit sowie Rechenschaftspflicht zu ersetzen und zu kämpfen.
Die laufenden Arbeitskämpfe und kommende Tarifrunden können dazu einen
wichtigen Ansatz bieten.

Ebenso  braucht  es  eine  Aktionskonferenz  aller  Organisationen  der
ArbeiterInnenklasse und linker Kräfte, um sich für die kommenden Angriffe
zu wappnen. Denn klar ist, dass versucht wird, die Kosten der Krise auf die
Lohnabhängigen abzuwälzen. Das Wahlergebnis der Linkspartei zeigt jedoch,
dass man nicht nur auf Angriffe warten darf,  sondern sich selber in die
Offensive bringen muss. Der Berliner Volksentscheid zu „Deutsche Wohnen
& Co enteignen“ ist  der  beste  Beweis  dafür.  Statt  zu verharren und zu
warten,  wer  an  die  Regierung  tritt,  müssen  wir  uns  organisieren  und
diskutieren,  wie man diese Initiative bundesweit  ausweiten kann.  Ebenso



wichtig ist  die Frage, wer die politische Führung in den Gewerkschaften
innehat,  insbesondere wenn es darum geht,  kommende Arbeitskämpfe zu
führen. Statt darauf zu hoffen, dass Linkspartei oder gar die SPD gegen
Klimawandel oder für soziale Gerechtigkeit kämpfen, müssen wir das selber
in die Hand nehmen!

Deutsche  Wohnen  &  Co
Enteignen:  Perspektiven  &
Grenzen des Volksbegehrens
Von Sani Meier

Als im
April diesen Jahres der Berliner Mietendeckel vom
Bundesverfassungsgericht gekippt wurde, hat sich wohl für viele
Berliner_Innen die Hoffnung auf bezahlbare Mieten in der Hauptstadt
vorerst erledigt. Das Gesetz der rot-rot-grünen Landesregierung
hatte die Mieten von rund 1,5 Millionen Wohnungen auf dem Stand von
Juni 2019 für die nächsten fünf Jahre eingefroren oder zu hohe
Mieten auf dieses Level abgesenkt. Nachdem CDU&FDP massiv dagegen
geklagt hatten, wurde dieser Beschluss nun vom
Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt und
Vermieter_Innen können die Mieten nun wieder ungestört erhöhen.
Die Mietdifferenzen der vergangenen Monate werden dann auch gleich in
Form von Mietrückzahlungen von ihren Mieter_Innen gefordert. Dass im
selben Zeitraum ein großer Teil der Bevölkerung durch die
Corona-Krise in Kurzarbeit gehen musste oder gleich den Job verlor
,und somit gar nicht in der Lage war die Mietdifferenz zur Seite zu
legen, spielt dabei keine Rolle. Gleichzeitig verzeichneten
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Immobilienkonzerne wie Deutsche Wohnen nicht einmal Verluste. Dass
hier einmal wieder Staat & Justiz zu Gunsten des Kapitals
entschieden haben, ist offensichtlich und verschärft die
Auswirkungen der Krise gerade für die Menschen, die sowieso schon am
stärksten von ihr betroffen sind. Wie groß die Wut der Berliner
Mieter_Innen über dieses Urteil ist, zeigte sich daran, dass noch am
selben Tag mehr als 20 000 Menschen dagegen auf die Straße gingen.
Auch hat sich ein weiteres Mal gezeigt, wie gefährlich es ist, auf
den Erfolg einzelner Reformen zu setzen, denn auch wenn der
Kapitalismus durchaus dazu in der Lage ist, zeitweise kleine
Verbesserungen für Arbeiter_Innen zuzulassen, so kann er sie genauso
schnell wieder zurücknehmen.

Die
letzte Hoffnung, auch in Zukunft eine Chance auf bezahlbaren Wohnraum
in der Hauptstadt zu haben, stellt für viele nun die Initiative
„Deutsche Wohnen & Co Enteignen“ dar. Wir wollen sie in
diesem Artikel vorstellen und ihre Perspektiven, aber auch ihre
Grenzen aufzeigen.

Enteignung?
Was ist das überhaupt?

„Deutsche
Wohnen & Co Enteignen“, kurz „DWE“, hat das Ziel, den
Berliner Senat durch einen Volksentscheid dazu zu bringen, ein Gesetz
zu erlassen, welches Wohnungen von privaten Wohnungsgesellschaften
mit mehr als 3000 Wohnungen vergesellschaftet und sie in eine Anstalt
öffentlichen Rechts (AöR) überführt. Konkret würden circa
240.000 Wohnungen von 14 Konzernen enteignet werden. Durch die
Vergesellschaftung soll die Kontrolle über die Stadt dem Markt
entzogen werden und auf die Stadtgesellschaft übertragen werden.
Privates Eigentum wird also in öffentliches Eigentum überführt,
welches dann gemeinwohlorientiert bewirtschaftet und demokratisch
verwaltet werden solle, wobei das im Sinne der bürgerlichen
Demokratie wäre – zum Vergleich: Die Berliner Verkehrsbetriebe



(BVG) sind eine Anstalt des öffentlichen Rechts, trotzdem können
wir da weder über den Fahrpreis bestimmen, geschweige denn über den
Neubau von Straßenbahnstrecken…

Dass
mit der Enteignung klingt auch erstmal utopisch im Kapitalismus. DWE
verweist aber auf Artikel 15 des Grundgesetzes als juristischer
Grundlage für dieses Vorhaben. Darin heißt es nämlich, dass Grund
und Boden „zum Zwecke der Vergesellschaftung“ in „Gemeineigentum
oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft“ umgewandelt werden
können. Gleichzeitig heißt es in Artikel 18 der Berliner
Verfassung: „Jeder Mensch hat das Recht auf bezahlbaren Wohnraum.
Das Land fördert die Schaffung und Erhaltung von angemessenem
Wohnraum, insbesondere für Menschen mit geringem Einkommen.“ Eine
angemessene Miete darf übrigens nicht mehr als 30% des Einkommens
betragen- die Realität sieht für die meisten Bewohner_Innen
deutscher Großstädte schon seit Jahren anders aus (im Durchschnitt
beträgt die Miete heute 58% des Einkommens). Deshalb werden nun bis
Ende Juni fleißig Unterschriften gesammelt, denn mindestens 7% aller
Wahlberechtigten in Berlin müssen das Volksbegehren unterzeichnen,
damit es im Berliner Senat zur Debatte steht – Doch wie geht’s
danach weiter?

Mit
Unterschriften Vermieter_Innen den Kampf ansagen?

Dieser
Slogan klingt ein bisschen wie David gegen Goliath und kann es unter
Umständen auch sein. Denn leider setzt das Volksbegehren seine ganze
Hoffnung in ein Gesetzgebungsverfahren, welches eine Mehrheit im
Abgeordnetenhaus benötigt. Letztendlich hängt also alles von der
Gunst von SPD, Grünen und Linkspartei ab. Sollte das nicht gelingen,
gibt es keinen Plan B zur Vergesellschaftung und die Initiative wäre
Geschichte. Wir setzen uns deshalb dafür ein, dass DWE auch
alternative Strategien diskutiert und ermöglicht, welche die
Initiative weiterführen kann. Dazu zählt vor allem die



Notwendigkeit zum Aufbau einer Massenbewegung aus Mieter_Innen,
Arbeiter_Innen, Jugendlichen und Gewerkschaften. Dass letztere auch
jetzt schon teilweise Unterstützer_Innen von DWE sind, ist eine
optimale Grundlage, um arbeitende Teile der Gesellschaft, unter
anderem durch Streiks, massenhaft in den Wohnungskampf zu
integrieren. Nur durch eine Massenbewegung auf der Straße kann genug
Druck aufgebaut werden, um über die Frage von Wohneigentum selbst
demokratisch entscheiden zu können. Der legale Weg über Petitionen
kann dazu nur der erste Schritt, eine Mobilisierung sein. Darüber
hinaus braucht es Aktionskomitees in den Kiezen, Betrieben, Unis-
aber auch in Schulen, die z.B. auch in der Lage wären einen
Mietboykott zu organisieren. Denn vor allem die Wohnungsfrage
betrifft Jugendliche in besonderem Maße, da sie keinen Zugang zu
alten und günstigen Mietverträgen haben und mit dem Gehalt aus
Ausbildung oder Minijob fast keine Aussicht auf ein Wohnungsangebot
haben. Wer es sich nicht leisten kann ist also gezwungen auf
unbestimmte Zeit im Elternhaus zu bleiben und durch finanzielle
Abhängigkeit nicht in der Lage ein unabhängiges Leben zu beginnen.
Weiterhin muss DWE (Deutsche Wohnen und Co enteignen) breite
Schichten der Arbeiter_Innenklasse aktiv organisieren, um ein
Gegengewicht zur Macht des Kapitals darstellen zu können, denn nur
so kann perspektivisch auch die Frage des politischen Streiks für
bezahlbaren Wohnraum aufgeworfen werden.

Wir
unterstützen trotzdem die Initiative und beteiligen uns aktiv an
ihr, aber werfen auch Forderungen auf, die über sie hinausgehen:

Dazu
zählt  vor  allem  die  entschädigungslose  Enteignung,  welche
momentan
nicht von DWE vorgesehen wird. So sollen die zu enteignenden
Immobilienkonzerne nach der Vergesellschaftung eine
Entschäd igungszah lung  entha l ten ,  we lche  aus  den
vergesellschafteten



Profiten finanziert werden soll. Wir halten es für absurd, dass
milliardenschwere Konzerne letztlich auch noch entschädigt werden
sollen,  nachdem sie jahrzehntelang ihre Mieter_Innen ausgepresst
und
sich an deren existenziellen Nöten bereichert haben.

Stattdessen
sollte sofort leerstehender Wohnraum beschlagnahmt werden und
Menschen mit geringem Einkommen zur Verfügung gestellt werden
oder
für eine dezentrale Unterbringung Geflüchteter und Wohnungsloser
genutzt werden.

Weiterhin
halten wir es nicht für genug, nur 14 Konzerne zu enteignen und
treten für eine Enteignung des gesamten Wohnungsbausektors unter
wirklicher, direkter Kontrolle der Mieter_Innen ein, damit diese
selbst über Wohnraum entscheiden und verfügen können, anstatt
Bitten an die Regierung zu stellen, wie das bei einer AöR passieren
müsste.

Gleichzeitig
fordern wir bis dahin die Wiedereinführung und Ausweitung des
Mietendeckels, natürlich bundesweit und nicht nur in Berlin, und
eine vollständige Streichung aller Mietrückzahlungen und
Mietschulden!
Auch
darf die gesamte Enteignungskampagne nicht nur in Berlin
stattfinden, sondern sollte von DWE auf die ganze Bundesrepublik
ausgeweitet werden, denn nicht nur in Berlin leiden große Teile der
Arbeiter_Innenklasse unter Wohnungsnot und Obdachlosigkeit.

In
diesem Sinne kämpfen wir für eine massenhafte Mieter_Innenbewegung
auf der Straße, in Schulen, Unis und Betrieben – und nicht bloß auf



dem Papier!

Revolutionäre  Arbeiter_Innen
und  Jugendliche  in  die
Gewerkschaften!
Von Leila Cheng

Solche
Slogans lesen wir immer wieder bei linken Organisationen (Spoiler:
Auch bei uns), aber

Was
sind eigentlich Gewerkschaften?

Gewerkschaften
sind seit ihrer Entstehung Kampforgane der Arbeiter_Innenklasse. Die
Arbeiter_Innen merkten schnell, dass sie allein nichts gegen die
Übermacht der herrschenden Kapitalist_Innen ausrichten konnten und
schlossen sich in ihrer ersten Selbstorganisation zusammen, den
Gewerkschaften, und begannen das Mittel des Streiks zu nutzen, um
ihre Bedingungen zu verbessern. Gewerkschaften sind somit an vielen
erkämpften Erfolgen beteiligt gewesen, z.B. die 40-Stunden-Woche,
Kündigungsschutz, Verbot von Kinderarbeit, Betriebsräte,
Arbeitsschutzbestimmungen, steigende Löhne, u.s.w.

Doch  Gewerkschaften  beschränkten  sich  von  Anfang  an  auf  den
ökonomischen Tageskampf. Sie wollten die Bedingungen der lohnabhängigen
Klasse, oder wenigstens Teilen dieser, verbessern, aber sie hatten an sich
nicht  den  Anspruch,  die  Ausbeutung  oder  den  Privatbesitz  an  den
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Produktionsmitteln durch die Kapitalist_Innen aufzuheben und wären allein
auch  nie  dazu  in  der  Lage.  Das  liegt  daran,  dass  gewerkschaftliche
Organisierung allein kein revolutionäres Bewusstsein erzeugt,  denn dafür
müssten  die  ökonomischen  Kämpfe  mit  der  politischen  Machtfrage
verbunden werden, wofür es eine Partei der Arbeiter_Innenklasse braucht,
die  dies  beides  verbindet  und  um  eine  Zerschlagung  des  bürgerlichen
Staates und den Aufbau einer Arbeiter_Innenmacht kämpft. Gewerkschaften
können  dabei  als  „Schulen  des  Sozialismus“  wirken,  in  dem  sie  zum
Ausgangspunkt  einer Arbeiter_Innenkontrolle  über Fabriken und Betriebe
werden,  Arbeiter_Innen  lernen  also  vermittelst  gewerkschaftlicher
Organisation, selbst die Produktion zu planen. Davon sind wir heute natürlich
weit entfernt…Gewerkschaftskämpfe konzentrieren sich heute vor allem auf
Lohnkämpfe oder Arbeitszeitauseinandersetzungen.

Doch warum sind Gewerkschaften heute so negativ besetzt?

Die
meisten Gewerkschaften heute und hierzulande führen seit Jahren
nicht mehr als ein paar Warnstreiks, wenn es einen neuen Tarifvertrag
geben soll und speisen ihre Mitgliedschaft mit den kleinsten
Zugeständnissen ab. Es ist also kein Wunder, dass immer mehr
Menschen die Gewerkschaften verlassen. So ist in den letzten 20
Jahren die Mitgliedschaft der DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund)
Gewerkschaften um 1/3 gesunken.

Doch
woran liegt das? 1918 kam es in Deutschland zur Novemberrevolution,
diese wurde auf halber Strecke von der SPD-Führung verraten und
sozialistische Revolutionär_Innen wie Rosa Luxemburg wurden
ermordet. Doch auch die Gewerkschaftsführungen machten bei diesem
Verrat mit und gingen eine langfristige Partnerschaft mit dem Kapital
ein: So zum Beispiel das Stinnes-Legien Abkommen, wonach ein
Arbeitgeber_Innenverband mit einer Gewerkschaft Tarifverträge
eingeht, und diese für eine bestimmte Zeit gelten, bis neu
verhandelt wird. Im Gegenzug sollen sich per Theorie beide Partner
als gleichberechtigt anerkennen. Die Gewerkschaften wurden somit zur



anerkannten Mitverwalter_In des Kapitalismus.

Das
passierte nicht zufällig. Für die KapitalistInnen wie Stinnes
(daher der Name des Abkommens) war es nach der Novemberrevolution
nötig, die Führungen der Arbeiter_Innenbewegung wie Ebert (SPD)
oder Legien (Gewerkschaften) in den Kapitalismus einzubinden, um den
Kapitalismus und damit ihr Eigentum vor den revolutionären Massen
der Arbeiter_Innen zu retten. Und die Kapitalist_Innen fanden in den
Arbeiterführer_Innen der SPD und den mit ihr verbunden
Gewerkschaften willige Partner_Innen, den sie waren auf dem Rücken
der Arbeiter_Innenbewegung zu einer mittlerweile privilegierten
Stellung gekommen, in der sie kein Interesse mehr an einer
sozialistischen Revolution hatten. Wir nennen diese abgehobene
Schicht deswegen Arbeiter_Innenbürokratie, die sich selbst auf einen
besser gestellten Teil der Arbeiter_Innen stützt. An dieser
grundsätzlichen Struktur änderte sich auch in der BRD nichts.

In
den Gewerkschaften sprechen wir entsprechend von einer
Gewerkschaftsbürokratie, die von der Gewerkschaft bezahlt wird, die
aber heutzutage auch oft in Aufsichtsräten von Konzernen sitzt und
nochmal fett dazu verdient, direkt aus der Tasche des Kapitals.

Und nun stecken die Bürokrat_Innen in einer Klemme: einerseits muss der
Kapitalismus erhalten werden und die Kapitalist_Innen möglichst zufrieden
gestellt werden, denn von ihnen hängt ihre privilegierte Gesellschaftsstellung
ab, gleichzeitig können sie die Klasse nicht 100 Prozent verraten, weil ihnen
sonst Arbeitskämpfe aus ihrer Kontrolle gleiten können und Arbeiter_Innen
auf einmal selbst entscheiden, wann sie z.B. streiken. Sie geben also ein
bisschen dem Druck der Kolleg_Innen nach, aber leiten ihn in der Regel in
ungefährliche Bahnen. Wenn wir als Revolutionär_Innen oder auch einfach
als wütende Arbeiter_Innen selbst den Mund aufmachen und z.B. entgegen
der Gewerkschaftsführung zum Kämpfen aufrufen, kann es nicht nur sein,
dass wir den Job verlieren, sondern auch aus der Gewerkschaft fliegen.



Wie kann revolutionäre Praxis dann in Gewerkschaften aussehen?

Trotz
alledem sind wir überzeugt, dass revolutionäre Arbeit in
Gewerkschaften auch heute noch möglich und notwendig ist. Aber
warum?

Gewerkschaften sind die Schule des Klassenkampfes. In ihnen machen viele
Arbeiter_Innen ihre ersten Erfahrungen mit elementaren Klassenkämpfen,
auch wenn diese noch nicht besonders radikal sein mögen. In ihnen lernen
sie aktiv zu werden, z.B. durch Streiks (bzw. Warnstreiks), Aussperrungen
(=Betriebsbesetzungen)  oder  Bildung  von  Basisstrukturen.  Wir  als
Revolutionär_Innen  haben  die  Aufgabe  und  die  Pflicht,  in  solche
Selbstorganisationen der Arbeiter_Innenklasse zu gehen und revolutionäre
Politik an die Basis zu tragen. Die Gewerkschaftsbürokratie werden wir dabei
natürlich  nicht  überzeugen,  und  deswegen  ist  es  auch  wichtig,  keine
Hoffnungen in diese zu setzten. Wir treten an die Basis heran und versuchen
sie in der gemeinsamen Aktion von unserer Politik zu überzeugen. Dabei
treten wir für die Selbstorganisation der Basis in z.B. wähl- und abwählbaren
Streikkomitees innerhalb der Gewerkschaften und Betriebe ein. In diesen
versuchen  wir  auch  über  Tarifverhandlungen  hinaus  Streiks  und  andere
Basisaktionen, bis hin zu politischen Streiks zu organisieren. Dies sorgt für
eine  Anpolitisierung  für  große  Teile  der  Mitgliedschaft,  gibt  ihnen  nach
Jahren  der  Stagnation  neue  Hoffnung  und  bringt  die  Möglichkeit,
Arbeiter_Innen  revolutionär  zu  organisieren.  Gleichzeitig  setzt  es  die
Gewerkschaftsbürokratie  unter  Druck.  Und  drittens  schafft  es
Selbstorganisierung unserer Klasse und macht sie zum handelnden Subjekt.
Für uns als Organisation, die langfristig eine sozialistische Rätedemokratie
anstrebt, ist die Selbstorganisation der Basis unserer Klasse auch im Hier
und Jetzt schon ein wichtiges Mittel und ein wichtiger Teil in der Schule des
Klassenkampfes. Aber dieser Druck von unten muss natürlich auch mit einer
Opposition  zur  Gewerkschaftsbürokratie  innerhalb  dieser  Gewerkschaften
einhergehen,  sodass  solche  Basisbewegungen  langfristig  zu  einer
Räteorganisation  unserer  Klasse  führen  können.

Für uns als kommunistische Jugendorganisation ist auch die Intervention und



Arbeit  in  den  Gewerkschaftsjugenden  besonders  wichtig.  Diese  sind
eigentlich für die Lage von Jugendlichen, also insbesondere Auszubildenden,
Studierenden,  FSJler_Innen  und  BFDler_Innen  da.  Jedoch  haben  die
Gewerkschaftsjugenden kein Recht auf Tarifverhandlungen und müssen sich
allen Beschlüssen ihrer Gesamtgewerkschaft unterordnen. Wenn sie eigene
Beschlüsse  treffen  sollten,  müssen  diese  von  der  Gesamtgewerkschaft
umgesetzt  werden  und  wenn man sich  die  aktuellen  Tarifverhandlungen
anschaut, zeigt sich, dass der Gewerkschaftsbürokratie nicht sehr viel an der
Lage von Auszubildenden bei  Tarifverhandlungen liegt.  Noch schwieriger
wird es dann für die restliche arbeitende Jugend (z.B. in 450 Euro Jobs oder
Praktika),  für die die Gewerkschaften fast gar nichts tun. Für uns ist  es
wichtig, die Lage von jugendlichen Arbeiter_Innen, die oft einer noch sehr
viel stärkeren Ausbeutung unterliegen, mit in den Fokus zu rücken. Denn
viele erkämpfte Forderungen gelten für Jugendliche noch nicht einmal, wie
z.B.  bei  Auszubildenden  der  Mindestlohn,  wenn  deren  Betrieb  nicht
tarifgebunden ist. Hier müssen wir ansetzen und uns auch für die Rechte und
den Kampf von Jugendlichen in Gewerkschaften stark machen.

Und wie helfen uns Gewerkschaften jetzt in der Krise?

Die  aktuelle  Coronapandemie,  aber  auch  die  beginnende,  dadurch
ausgelöste ,  und  vom  kapita l is t ischen  System  verursachte
Weltwirtschaftskrise treffen uns aktuell sehr hart. Umso mehr müssten die
Gewerkschaften  ein  Faktor  im  Kampf  gegen  anstehende  und  bereits
beginnende Massenentlassungen, Lohnkürzungen und vieles mehr sein. Dies
sind sie jedoch oft nicht. Man braucht sich nur die Tarifverhandlungen von
Verdi (Deutschlands größte Dienstleistungsgewerkschaft) oder der IG Metall
im  letzten  dreiviertel  Jahr,  also  während  der  Pandemie,  anschauen.  So
wurden  zum Beispiel  Forderungen,  die  für  Teile  der  Klasse  maßgeblich
wichtig waren, wie z.B. durch Verdi mehr Personal in der Betreuung und in
Krankenhäusern  nicht  mal  aufgeworfen,  und  am Ende  die  Mehrheit  der
aufgeworfenen  Forderungen  mit  einem  faulen  Kompromiss  mit  den
Kapitalist_Innen abgespeist. Trotzdem brauchen wir die Gewerkschaften, um
den  aktuel len  Kampf  zu  führen.  Deswegen  ist  es  für  uns  als
Revolutionär_Innen besonders wichtig,  die Gewerkschaftsführungen durch



Forderungen an diese und durch Mobilisierungen ihrer Basis unter Druck zu
setzen, um Arbeitskämpfe zu entfachen.

Was ist die Schlussfolgerung daraus?

Gewerkschaften sind also ein Teil unseres Kampfes für eine revolutionäre
Überwindung  des  Kapital ismus  und  al ler  Ausbeutungs-  und
Unterdrückungsverhältnisse. Dafür brauchen wir aber die richtige Strategie
im Umgang mit Gewerkschaften. Aktuell gibt es viele Bereiche, wo wir diese
anwenden  sollten,  ob  es  die  Gerechte-Bildungsbewegung,  die  Lage  von
Mieter_Innen (siehe Artikel zu Deutsche Wohnen und Co Enteignen), oder die
Aufforderung  zu  bezahlten  Betriebsschließung,  um  wirklichen
Infektionsschutz  leisten  zu  können.  Deswegen  kämpfen  wir  für
Basisorganisierung in den Gewerkschaften, politische Streiks und versuchen
eine  revolutionäre  Praxis  hinein  zu  tragen.  Für  kämpferische
Gewerkschaften-  Kampf  der  Stagnation  und  Bürokratie!

Argumente  gegen
Impfgegner_Innen
Von Leonie Schmidt

Mittlerweile ist es für immer mehr
Menschen in Deutschland möglich, sich impfen zu lassen, aber
gleichzeitig keimen auch immer mehr Argumente gegen das Impfen auf.
Aber nicht nur aus dem klassischen Querdenker_Innen- Spektrum,
sondern auch von ganz „normalen“ Menschen. Manche von uns erleben
Diskussionen darüber sogar im eigenen Familien- und Bekanntenkreis:
Die Impfung sei schädlich, nicht ausreichend erforscht und
gefährlich. Leider ist es
Deutschland nicht gelungen, eine ordentliche Impfkampagne zu
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erstellen und dafür zu sorgen, dass die Bevölkerung
angemessen aufgeklärt und nicht verunsichert ist. Denn die Impfung
ist eine der Maßnahmen, die nötig sind, damit diese Pandemie
endlich beendet werden kann. Dafür ist es wichtig, dass möglichst
viele Menschen möglichst schnell geimpft werden – aber nur ca.
50-65% (je nach Altersgruppe) wollen sich impfen lassen. Um eine
Herdenimmunität gegen Covid-19 zu erreichen, müssten sich
allerdings zwischen 60-80% der Bevölkerung impfen lassen. Was sind
die klassischen Argumente und wie können sie entkräftet werden?

Argument:  „Der  Impfstoff  ist  doch  noch  gar  nicht  ausreichend
erforscht!“

Da es das Covid-19-Virus erst seit ca.
2 Jahren offiziell so gibt, gehen manche davon aus, dass der
Impfstoff ungenügend erforscht sei. Er wäre nur innerhalb von 18
Monaten entwickelt wurden, wohingegen andere Impfstoffe erst nach ca.
10-15 Jahren zugelassen würden. Aber das stimmt so nicht, denn
einerseits werden Covid-Viren schon länger erforscht und
andererseits auch die sogenannten mRNA-Impfstoffe, zu denen auch die
Corona-Impfungen gehören. Es ist zwar eine neuere Methode, jedoch
wird an der RNA schon seit mehr als 20 Jahren geforscht, an den
RNA-Impfstoffen seit über 8 Jahren. Auch zum Thema Erbgut machen
sich viele Menschen Sorgen, da der Impfstoff auf Geninformationen des
Coronavirus basiert, jedoch geht die RNA gar nicht in den Zellkern,
wo die DNA und somit die Geninformation ist, kann diese also auch
nicht ändern. Des Weiteren sind viele wegen der möglichen
Nebenwirkungen verunsichert, insbesondere bei AstraZeneca. Da es da
einige Thrombose-Fälle gab, wurden die Impfungen damit auch
kurzzeitig gestoppt. Jedoch ist diese Nebenwirkung äußerst selten
und es ist mal wieder sehr interessant, wie das gehandhabt wird. Die
Antibabypille beispielsweise, welche massenhaft Thrombosefälle
auslöst, wird ohne große Aufklärung verschrieben und da
interessiert es auch niemanden – Frauenärzt_Innen drängen sogar zur
Einnahme. Des Weiteren sind die bekannten Fälle verschwindend gering



und die Nebenwirkungen sind größtenteils mit normalen
Grippeimpfungen zu vergleichen. Zusätzlich werden junge Frauen,
welche hauptsächlich an Thrombosen erkrankten, ohnehin mittlerweile
mit einem der anderen Impfstoffe geimpft.

Argument:  „Die Impfungen sollen nur Profite  für die Finanzeliten
bringen!“

Wenngleich die Impfung für die
Pharmaindustrie eine wahre Goldgrube ist, so ist es doch
verschwörungstheoretischer Quatsch, zu behaupten, dass es ihn nur
deswegen gebe. Sicher bekommen die führenden Pharmaunternehmen einen
riesigen Profit dadurch (ca. 50 Milliarden zusätzlich für dieses
Jahr wurden prophezeit), aber die Impfung wäre auch immer noch
notwendig, wenn sie nicht von der Pharmaindustrie bereitgestellt
werden würde. Trotzdem stecken hinter dem Impfstoff keine ominösen
Finanzeliten, sondern offen auftretende Kapitalist_Innen, die die
Gesetze der kapitalistischen Wirtschaft für sich nutzen – Also
eigentlich nix Neues. Zu kritisieren ist dabei nicht das Impfen an
sich, sondern, dass daraus Profit gemacht werden kann. Dadurch
variieren die Preise der Impfstoffe stark, manche Unternehmen bieten
es zum Selbstkostenpreis an, andere für deutlich profitablere
Preise. Es ist eindeutig eine Klassenfrage, wenn man sich anschaut,
dass insbesondere die Länder, die viel Geld haben, zuerst an
Impfstoffe kommen, während Halbkolonien wahrscheinlich Jahre
brauchen werden, bis sie ausreichend Impfstoff für ihre Bevölkerung
bekommen. Weiterhin ist es typisch für den Kapitalismus, dass die
Bourgeoisie hohe Gewinne einfahren wird, und nicht die
Arbeiter_Innen, die den Impfstoff produzieren und verimpfen. Daher
treten wir auch dafür ein, dass die Pharmabetriebe von den
Arbeiter_Innen kontrolliert und geführt werden und dafür, dass die
Patente veröffentlicht werden, damit alle Länder in der Lage sind,
günstig und schnell an Impfstoff zu kommen bzw. ihn zu produzieren.

Argument: „Ich bin eh zu jung, um schwer an Covid zu erkranken!“



20% der 18-39-Jährigen gaben an, sie
würden sich auf keinen Fall impfen lassen. Viele von ihnen machen
sich keine Sorgen, da sie davon ausgehen, eine Corona-Infektion mit
einem leichten Verlauf und wenig Einschränkung zu überleben.
Allerdings gibt es auch bei leichten Verläufen die Möglichkeiten
für Langzeitfolgen, welche noch unerforscht sind, beispielsweise für
„Long Covid“ (also Einschränkungen, die auch nach Ende einer
milden Infektion weiterhin auftreten, zum Beispiel Müdigkeit,
verringerte Herzleistung oder Geschmacksverlust). Des Weiteren ist es
auch für die Herdenimmunität sehr wichtig, dass junge Leute sich
impfen lassen, da sie den Virus ja weiterhin übertragen können,
beispielsweise wenn sie ohne Symptome ansteckend sind. Ebenfalls
beachtet werden muss die Möglichkeit, dass die Mutationen auch für
jüngere Personen schädlicher sein können und sich schneller
übertragen lassen, und das wird bei der britischen Mutation der
Covid-Viren schon beobachtet. Also, auch wenn junge Menschen bei der
Impfpriorisierung vieler Orts noch nicht an der Reihe sind, sollten
sie auf jeden Fall die Möglichkeit wahrnehmen, sich impfen zu
lassen. Denn bereits in der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass
schon Krankheiten wie die Masern oder Diphterie nur ausgerottet
werden konnten, indem sich große Teile der Gesellschaft dagegen
impfen ließen.

Lokführer_Innenstreik:  Wer  ist
schuld, wenn meine Bahn nicht
kommt?!
Von Lars Keller
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Gründe, warum wir auf
dem Bahnsteig stehen und vergeblich auf unseren Regio oder die S-Bahn
warten, gibt‘s ja viele. Mal sind es die ominösen Verzögerungen
im Betriebsablauf, mal ist der Zug kaputt, dann eine Weiche oder es
fehlt einfach an Personal, also an Lokführer_Innen. Das ist alles
nichts Neues, bei einer Bahn, die als Erstes Gewinn machen soll und
erst als Zweites gut funktionieren soll. Personal ausbilden, Signale
schnell entstören, Züge rechtzeitig reparieren, das alles kostet
und bringt keinen Gewinn. Also schauen wir auf die Anzeigetafel und
ärgern uns: „Heute ca. 15 Minuten später.“ oder gleich „Zug
fällt aus.“. Übrigens gilt für die Deutsche Bahn ein
ausgefallener Zug nicht als verspätet…so kann man sich die eigene
Zuverlässigkeit natürlich auch schön rechnen.

Demnächst kann es
allerdings sein, dass wir auf dem Bahnsteig stehen, der Zug nicht
kommt und der Blick auf die Anzeigetafel uns verrät:
„+++GDL-Streik+++Zug fällt aus+++“. Vielleicht ist dir genau das
auch schon passiert, entweder, weil du beim letzten großen
Lokführer_Innenstreik 2015 auch schon betroffen warst oder weil neue
Streiks stattgefunden haben, seitdem wir die Zeitung gedruckt haben.
Das ärgert dich vielleicht, und du fragst dich:

Warum streiken die denn? Und das auch noch ausgerechnet jetzt!

Die Gewerkschaft
Deutscher Lokomotivführer (GDL) verhandelt mit der Deutschen Bahn
(DB) derzeit um einen neuen Tarifvertrag, also darüber, wie viel
Lokführer_Innen und andere Arbeiter_Innen bei der Bahn demnächst
verdienen sollen, wie viel sie arbeiten müssen und noch vieles mehr.
Bisher wird darüber nur im Hinterzimmer zwischen GDL und DB
verhandelt (öffentlich wäre natürlich besser), aber wenn sich aus
den Bossen der Bahn kein gutes Angebot heraushandeln lässt, kann die
GDL versuchen, durch Streiks mehr Druck zu machen.

Die Forderungen der GDL



solltest du auf jeden Fall unterstützen. Warum? Es geht z.B. um 4,8
% mehr Lohn, was dringend nötig ist, wenn wir uns anschauen, wie
Mieten explodieren oder Lebensmittelpreise steigen. Außerdem soll‘s
eine Coronaprämie von 1300 Euro geben für die, die während der
Krise den Schienenverkehr aufrecht gehalten haben, damit Menschen
ohne Auto auch weiterhin zur Arbeit kommen konnten.

Die Deutsche Bahn wirft
der GDL vor, dass sie mit ihren Forderungen die Verkehrswende
aufhalte. Aber das Gegenteil ist der Fall! Wer einen guten
Schienenverkehr will, braucht auch gut bezahlte Zugbegleiter_Innen
und Lokführer_Innen! Nicht die Lokführer_Innen sind es, die die
Verkehrswende ausbremsen, sondern die Deutsche Bahn AG und der
deutsche Staat sind es. Beweis? In den letzten 25 Jahren wurden in
Deutschland 6000 km Gleise abgebaut und ungefähr genauso viele
Bundesstraßen und Autobahnen gebaut, außerdem wurden Tausende Jobs
gestrichen und die Arbeitsbedingungen der Lokführer_Innen wurden um
einiges schlechter.

Klingt ja, als würden
die alles richtig machen?!

Naja, nein. Die
Forderungen der GDL sind schon richtig, aber das heißt nicht, dass
sie alles richtig machen. Beispielsweise tat die GDL bei vergangenen
Streiks wenig dafür, die Fahrgäste miteinzubeziehen und das, obwohl
es von allen Seiten die widerlichste Hetze hagelte, vor allem aus
jenen dreckigen Fingern der BILD-Zeitungsredaktion. Das wird sicher
wieder passieren.

Die GDL könnte auf die
Fahrgäste zugehen, indem in einer ersten Stufe des Streiks
Lokführer_Innen die Züge zwar weiterfahren, aber angekündigt keine
Ticketkontrollen mehr durchführen (ein indirekter Aufruf zum
kostenlosen ICE fahren). Oder dass der Fokus des Streiks auf den
Güterverkehr gesetzt wird, was bei den deutschen Autoindustrien und



anderen Großindustrien schnell zu derart großen wirtschaftlichen
Problemen führen würde, dass ein großer Druck auf die
Bundesregierung und den Staat als Eigentümer der Deutschen Bahn
daraus hervorgehen würde. Am Ende ist aber natürlich auch ein
Streik im Personenverkehr legitim, gepaart mit einer Kampagne unter
den Fahrgästen. Unserer Ansicht nach sollten die Kolleg_Innen das
selbst durch Streikkomitees demokratisch entscheiden und
kontrollieren, wie sie was bestreiken und es nicht einfach dem
Gewerkschaftsvorstand überlassen.

Denn letztlich verdient
die GDL auch dafür Kritik, dass sie den Vorstoß der Grünen
(richtig, die Partei, die Wälder für Autobahnen fällen lässt)
unterstützt, die Deutsche Bahn zu zerschlagen, also für mehr
Konkurrenz („Wettbewerb“) auf der Schiene zu sorgen.
Erfahrungsgemäß führt das zu einer noch beschisseneren
Betriebsqualität, also mehr „15 Minuten später“ oder „Zug
fällt aus“ oder generell Fahrpläne die gar nicht zusammenpassen.
Der Grund ist einfach der, dass mehr Wettbewerb auch mehr Kosten
einsparen bedeutet, womit wir wieder bei nicht reparierten Zügen und
unterbezahltem Personal wären…

Demgegenüber sollten wir
und alle, die es ernst meinen mit der Verkehrswende und dem
Klimaschutz, dafür eintreten, dass der gesamte Transportsektor
entschädigungslos enteignet und verstaatlicht wird und von
Arbeiter_Innen, Pendler_Innen usw. demokratisch kontrolliert wird.
Denn die Eisenbahn soll keinen Gewinn machen, sondern uns nachhaltig
und sicher von Hier nach Dort bringen!



Beispiel  Impfstoffproduktion:
Kann  der  Markt  die  Pandemie
beenden?
Von Felix Ruga

Das letzte bürgerliche Versprechen um
aus der Pandemie raus zukommen ist die massenhafte Impfung begleitet
mit einem halbgaren Freizeitlockdown, um das Gesundheitssystem und
die Wirtschaft am Laufen zu halten. Angela Merkel machte zum
Startschuss der Impfkampagne das vollmundige Versprechen, dass es
jetzt ganz schnell gehen wird und vielleicht schon zu Ostern alles
wieder etwas entspannter sein darf. Daraus wurde offensichtlich
nichts.

Denn die Impfkampagne kam vier Monate
nicht in Gang. Verglichen mit Großbritannien, den USA und Israel ist
die Impfgeschwindigkeit in der EU und dementsprechend auch
Deutschland ziemlich langsam, ganz zu schweigen vom Großteil der
wirtschaftlich schwächeren Länder, die trotz großer Versprechen
wohl frühstens massenhaft impfen werden, wenn es die
imperialistischen Zentren bereits hinter sich haben. Entscheidend für
die Impfgeschwindigkeit ist die Versorgung mit dem Impfstoff selbst
und die wird für Deutschland vor Allem über die EU geregelt. Dort
wird ständig darum gezankt, wer wie viel kriegt, aber eigentlich ist
den Verantwortlichen klar, dass dabei bloß ein Mangel verwaltet
wird. Zum einen ist die Produktion ohnehin viel zu schwach, dann gibt
es immer wieder Probleme, weil andere imperialistische Länder
entweder Impfstoffe oder deren Bestandteile nicht liefern, um sich
erst mal selbst zu versorgen, und die hiesigen Unternehmen haben
lange Zeit nur Bruchteile der versprochenen Mengen geliefert.

Der Chaos der privaten Produktion
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Dass das aber gar nicht so sein müsste,
wird von vielen und auch bürgerlichen Kräften kritisiert.
Deutschland hätte mehr anfordern müssen, heißt es da zum Beispiel,
oder auf mehr Marken hätte setzen sollen. Dass aber selbst die zu
geringen Zahlen nicht eingehalten wurden oder dass sowohl BioNTech,
AstraZeneca als auch Moderna alle nicht ihre versprochenen
Liefermengen gehalten haben, spricht für sich. Technische Probleme,
Zulassungsverfahren, Lieferschwierigkeit, unerwartete Komplikationen
führten dazu, dass Deutschland erst jetzt so langsam aus dem Quark
seiner Impfkampagne kommt.

Das Hauptproblem ist aber, dass die
Impfstoffkonzerne und deren Herstellung nicht primär darauf
ausgelegt sind, möglichst sinnvoll alle Menschen zu versorgen. Es
geht darum, durch die Produktion
möglichst viel Schnapp zu machen. Und
damit kommt das größte Hindernis für eine effektive
Impfstoffproduktion ins Spiel: die Patente. Weil, da alle
Pharmakonzerne es jetzt auf fette Gewinne anlegen, teilen sie ihr
Wissen nicht mit anderen möglichen Produzenten und deswegen sichern
sie ihr Impfstoffrezept mit dem Patentrecht. Es zeigt zudem, dass der
Wettbewerb eben nicht möglichst schnell zum Impfstoff führt. Denn
jetzt ist die Arbeit von Biolog_Innen, Pharmazeut_Innen usw. auf
unterschiedliche Konzerne verteilt anstatt dass gebündelt zusammen
geforscht und produziert wird. So kocht jeder Hersteller eben sein
eigenes MRNA- oder Vektor- oder LmaA-machen-wir-viel-Profit-Süppchen.

Außerdem ist es ein großes Problem,
dass es zig einzelne Projekte und Unternehmen sind und jeweils nur
dem eigenen Profit oder den Geldgeber_Innen verantwortlich sind. Der
Impfstoffnationalismus tut sein Übriges und heraus kommt eine
heftige weltweite Ungleichverteilung und Lieferhindernisse.
Beispielsweise fasst die USA den „Defence Production Act“, also
ein Gesetz für Eingriffe in die Produktion im Kriegsfall von 1950,
mittlerweile so auf, dass alle Stoffe zur Bekämpfung von Corona



erstmal in den USA bleiben soll. Das bedeutet jedoch auch, dass
wichtige Rohstoffe für die Impfstoffproduktion nicht mehr geliefert
werden, was weltweit in diversen Standorten die Herstellung
ausbremst, unter anderem in Indien und der EU.

Unsere Gesundheit darf keine Ware
sein!

Eingriffe in die Produktion sind dabei
jedoch ganz grundsätzlich der richtige Ansatz, denn in solch
schwierigen Momenten zeigt sich am stärksten, dass wir uns auf den
Markt nicht verlassen können! Private Unternehmen haben kein
Interesse daran gesamtgesellschaftliche Belange in Betracht zu
ziehen. In der Konkurrenz ist das nachrangig und nur hinten
angestellt werden dabei unsere Bedürfnisse gestillt. Der bürgerliche
Staat will auch nur ungern eingreifen, wenn es darum geht, sinnvolle
Preise oder eine notwendige Umstellung der Produktion aufzuerlegen,
immerhin, der Markt ist heilig und dürfe nicht angetastet werden.

Deswegen müssen wir als Bewegung von der Straße und in den
Betrieben darum kämpfen, dass die Produktion nicht mehr dem Profit,
sondern unserer Gesundheit folgt! Wir können den Staat unter Druck
setzen, zum Beispiel in dem wir ihn auffordern die Impfstofflizenzen
auf gesetzlichem Weg freizugeben und das Patentrecht abzuschaffen.
Außerdem fordern wir die Unternehmen zu enteignen und demokratisch
über sie zu bestimmen und sie durch die Arbeiter_Innen zu
kontrollieren. Und das am besten in allen Ländern! Dadurch wird die
Konkurrenz außer Kraft gesetzt und die hergestellten Impfstoffe nur
noch dazu da, dass wir uns nicht mehr anstecken und die Pandemie
überwinden, nicht um Profit zu machen. Selbstverständlich gäbe es
dann auch keine Notwendigkeit mehr für Patente,
Exklusivitäten einzelner Länder oder Verträge, die am Ende eh
nicht eingehalten werden. Wir bündeln somit die Produktivkräfte und
könnten sie sinnvoll und gerecht einsetzen, um Corona weltweit
möglichst schnell ein Ende zu setzen!



Myanmar – Volksaufstand gegen
die Militärdiktatur
Seit Anfang Februar sorgt
ein Land in Südostasien für Schlagzeilen: Der Militärputsch in
Myanmar brachte die Regierung der sozialdemokratischen NLD (Nationale
Liga für Demokratie) zu Fall, die zuvor einen Erdrutschsieg bei den
Parlamentswahlen erreicht hatte. Der zumindest teilweise
demokratische Parlamentarismus dauerte nur zehn Jahre und könnte nun
im Versuch des Militärs enden, wieder eine uneingeschränkte
Diktatur herzustellen.

Zum Land selbst

Bis heute ist das an
Indien, China und Thailand grenzende Myanmar extrem arm. Es hat ein
BIP von 70 Mrd. bei einer Bevölkerung von 54 Millionen und gehört
damit weltweit zum untersten Fünftel des BIP pro Kopf. 26% leben in
totaler Armut. 70% der Bevölkerung hat keinen Strom, ebenso viele
leben auf dem Land. Lange Zeit wurde das Land vom Militär
diktatorisch geführt, 2010 kam dann die allmähliche wirtschaftliche
und politische Öffnung. Das Wirtschaftswachstum war durch den Handel
und die Auslandsinvestitionen eines der schnellsten der Welt. Obwohl
auch Wahlen stattfanden, die die NLD an die Macht brachten, blieb das
Militär politisch und wirtschaftlich als bestimmender Machtfaktor
bestehen und völlig ohne demokratische Kontrolle.

Der Volksaufstand

Ende November wurde in
Myanmar die sozialdemokratische NLD als Regierung bestätigt, die
trotz der festen 25% Sitze der Militärpartei USDP die absolute
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Mehrheit verteidigte. Aufgrund fadenscheiniger Anschuldigungen, dass
dies der NLD nur durch Wahlbetrug gelungen wäre, hat das Militär am
1.2.2021 die Macht übernommen. Der Sturz der Regierung durch das
Militär blieb von den Völkern Myanmars nicht unbeantwortet. Anfangs
wurden gewaltige Massendemonstrationen organisiert. Bald darauf
erschütterten Streiks das Land, wobei Arbeiter_Innen aus dem
Gesundheitssektor diesen Weg zuerst beschritten und ihre Klasse so in
den Kampf führten. Auch ein Großteil der Bankarbeiter_Innen und der
Staatsbürokratie traten in den Ausstand und paralysierten so die
Regierung. Der Protest war so heftig, dass das Militär die Kontrolle
über Teile des Landes verlor. Die Repression wurde jedoch immer
extremer: Mittlerweile sind über 740 Menschen (Stand 22.04.2021) vom
Militär ermordet worden, Tausende verschleppt, jeder Protest wird
sofort angegriffen. Dies hat zwar die gigantischen
Massendemonstrationen beendet, nicht jedoch die Bewegung allgemein.
Momentan besteht die Taktik der Demonstrant_Innen darin, Barrikaden
zu errichten, kurz zu demonstrieren und sich dann schnell wieder zu
verteilen, bevor das Militär die Demos mit Scharfschützengewehren,
Handgranaten und Maschinengewehren zerschlagen kann.

Im Hintergrund der
Proteste existieren die Umrisse einer zweiten Regierung. Sie besteht
aus der NLD und dem „Generalstreik Komitee“. Vor allem letzteres
hat aktiv an der Organisierung der Proteste gearbeitet, indem es
viele nationale Minderheiten und Gewerkschaften vereint, die seit der
politischen und wirtschaftlichen Öffnung des Landes legalisiert, vor
allem aber neu gegründet wurden. In mächtigen Streiks, wie z.B. im
Krankenhaussektor oder in der sehr großen und wachsenden
Textilindustrie haben sie in den letzten Jahren erfolgreich ihre
ersten Feuertaufen gemeistert. Seit dem Putsch sind die
Gewerkschaften sprunghaft gewachsen und bilden das stählerne
Rückgrat der Bewegung.

Die Jugend ist
furchtlos



Die Proteste auf der
Straße selbst werden jedoch vor allem von Jugendlichen getragen.
Wieder einmal ist die Jugend die gesellschaftliche Kraft, die die
Speerspitze der Kämpfe bildet und auch den höchsten Blutzoll zahlen
muss. Sie haben den größten Teil ihres Lebens noch vor sich und
sind nicht bereit, ihn in einer noch größeren Unterdrückung und
Armut zu verbringen, als sie es ohnehin schon erleben, denn in einer
isolierten Diktatur kann es keine Perspektive für sie geben.
Prognosen gehen davon aus, dass bis 2022 die Hälfte der Bevölkerung
unter die Armutsgrenze rutschen wird. Besonders stark betroffen sind
davon vor allem Frauen und Kinder, was es notwendig macht, die Kämpfe
gegen Repression und Frauenunterdrückung zu verbinden. Die
barbarischen Gewalttaten des Militärs gegen friedliche
Demonstrant_Innen vermitteln zudem ein ziemlich klares Bild davon,
wie das zukünftige Militärregime aussehen würde. Der Mord an ihren
Mitstreiter_Innen hat sie in ihrem wirklich beeindruckenden
Kampfgeist bisher nur gestärkt: Die Opfer sollen nicht umsonst
gewesen sein und deshalb wird nur eine völlige Niederlage des
Militärs akzeptiert! Dieser Aktivismus und Mut sollte Aktivist_Innen
weltweit ein leuchtendes Beispiel sein.

Das Militär kann
geschlagen werden!

Die unterdrückten
Völker Myanmars

Eine in Myanmar besonders
wichtige Frage ist die der unterdrückten Nationalitäten. Fast 1/3
der Bevölkerung besteht aus nationalen Minderheiten, die durch das
Militär unzählige grausame Verbrechen wie Krieg, Vertreibungen und
Völkermorde erleben mussten. Da sich die Lage auch unter der
„Demokratie“ kaum geändert hat, wie der Genozid an den Rohingya
2017 beweist, waren die ethnischen Minderheiten von der NLD-Regierung
zurecht enttäuscht. In dem Chaos des Volksaufstandes haben sich die
ca. 20 Milizen nationaler Minderheiten gegen den Putsch gestellt. Sie



haben die Demonstrationen geschützt oder ihren Kampf gegen das
Militär mit Unterstützung der Bevölkerung erfolgreich ausgeweitet.
Wichtiges Beispiel ist die Eroberung eines Militärstützpunktes
durch Milizen der Karen Ende April.

Die burmesische Mehrheit
muss den nationalen Minderheiten uneingeschränktes
Selbstbestimmungsrecht einräumen. Das würde die Minderheiten mit
großer Achtung gegenüber dem burmesischen Volk erfüllen und sie zu
treuen Verbündeten im Kampf gegen das Militär machen. Die
Nationalitäten Myanmars könnten so geeint und Myanmar zu einer
Föderation gleichberechtigter Völker werden.

Risse im Militär

Das Niederschießen der
eigenen Bevölkerung hat auch Risse im Sicherheitsapparat erkennen
lassen. Einzelne Polizist_Innen flüchteten nach Indien, nachdem sie
sich weigerten, Schießbefehle auszuführen. Obwohl es viel Unmut
gibt, hat es jedoch bisher keine Meutereien gegeben. Solange das
nicht passiert, ist das Regime relativ sicher. Es wäre also ein
entscheidender Schritt, die einfachen Soldaten auf die Seite der
Proteste zu ziehen. Es sind schon Videos aufgetaucht, in denen
Demonstrant_Innen diese angefleht haben, nicht zu schießen. Auch
Schilder und Flyer, die sich an die unteren Soldaten richten, können
helfen, sie zum Aufstand zu motivieren. Die beste Versicherung, den
Kadavergehorsam im Militär zu brechen, ist und bleibt jedoch, zu
beweisen, dass man bereit ist, bis zum Sieg voranzuschreiten. Streiks
in den vielen militäreigenen Betrieben sind dabei entscheidend. Mit
der hartnäckigen Unterdrückung des Aufstandes wird eine solche
Entwicklung jedoch unwahrscheinlicher.

Internationale
Solidarität

Bei einer Militärparade



Ende März waren ranghohe Vertreter_Innen Russlands, Indiens,
Thailands, Bangladeschs, Laos, Vietnams, Chinas und Pakistans
zugegen. So haben die Nachbarländer Myanmars den Putsch und die
Massaker demonstrativ gebilligt. Außerdem wird von der ASEAN (der
Staatenbund Südostasiens) höchstens zu einem „Ende der Gewalt“
aufgerufen, ohne sich zu positionieren. Natürlich haben sie die
berechtigte Angst, dass eine siegreiche Bewegung in Myanmar der
Startschuss für ähnliche Bewegungen in ganz Asien sein könnte. Die
unterdrückten Klassen in Asien müssen ihren Regierungen deshalb mit
Demos und Streiks zeigen, dass sie es nicht widerstandslos hinnehmen
werden, wenn ihre Klassengeschwister in Myanmar ermordet werden. So
würden gleichzeitig die Völker Myanmars unterstützt und der
eigenen Regierung der Kampf angesagt werden. Das kann zum Sturz der
Regierungen des Kapitals in Asien führen und ein Schritt in eine
neue sozialistische Gesellschaft darstellen.

Verfassungsgebende
Versammlung und Generalstreik

Die Entwicklung in
Myanmar in den letzten 10 Jahren hat gezeigt, dass eine bürgerliche
Herrschaft nur limitierte Freiheiten bringen kann, die jederzeit
wieder rückgängig gemacht werden können. Der Weg zu einer
befreiten Gesellschaft kann also nicht über den Zustand von vor dem
Putsch führen. Richtigerweise fordern die Völker Myanmars eine
verfassungsgebende Versammlung, die die kapital- und
militärfreundliche Verfassung von 2008 abschafft. Dies kann jedoch
nur mit einem unbefristeten Generalstreik erreicht werden. Die
Generalstreiks im Februar und März lassen erahnen, was möglich ist,
doch ein unbefristeter würde dem Militär die Kontrolle über das
Land vollständig entziehen und in der Lage sein, eine alternative
Herrschaftsform gestützt auf die Unterdrückten und Ausgebeuteten
hervorzubringen.

Eine neue Verfassung
sollte demokratische Freiheiten, wie Organisation, Versammlungs- und



Redefreiheit garantieren. Doch dabei dürfen sie nicht stehenbleiben!
Nur wenn die Bewegung weitergehende Forderungen gegen Kapital und
Korruption annimmt, sich damit zu einer Bewegung für den Sozialismus
entwickelt, können diese Freiheiten erkämpft und dauerhaft
gesichert werden. Die Verteilung des Landes an die Bäuer_Innen und
die Enteignung der Fabriken müssen deshalb durch die Verfassung
vorbereitet werden. Volksmilizen müssen das Militär zerschlagen und
die neue sozialistische Verfassung mit dem Gewehr verteidigen. Die
NLD als bürgerliche Partei ist dabei hinderlich. Ihr völliges
Versagen haben wir 2011-2021 erleben dürfen. Sie ist korrumpiert und
unbrauchbar. Es muss deshalb eine eigene sozialistische Partei
gegründet werden, die in der Lage ist, die bitternötigen
Forderungen Wirklichkeit werden zu lassen.

Deshalb hoch die
internationale Solidarität, Nieder mit den Generälen, Sieg den
heldenhaften Arbeiter_Innen und Bäuer_Innen Myanmars!


